Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/392 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 11. Mai 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
27. November 1961 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung von Schäden der Vertriebenen, 
Umsiedler und Verfolgten, über weitere finan- 
zielle Fragen und Fragen aus dem sozialen 
Bereich (Finanz- und Ausgleichsvertrag) 

mit Begründung, den Wortlaut des deutsch-österreichischen 
Finanz- und Ausgleichsvertrages mit Anlagen 1 und 2 sowie 
ein Schlußprotokoll, den dazugehörigen Notenwechsel und 
eine Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 245. Sitzung am 11. Mai 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethesti. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 27. November 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 

zur Regelung von Schäden der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten, 
über weitere finanzielle Fragen und Fragen aus dem sozialen Bereich 
(Finanz- und Ausgleichsvertrag) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 27. November 1961 Unterzeich- 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich zur Regelung von 
Schäden der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolg- 
ten, über weitere finanzielle Fragen und Fragen aus 
dem sozialen Bereich (Finanz- und Ausgleichsver- 
trag) nebst den Anlagen 1 und 2, dem Schlußproto- 
koll und den beigefügten Notenwechseln wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag nebst Anlagen, Schlußprotokoll 
und den beigefügten Notenwechseln wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Betrag von 3 Millionen Deutsche Mark, um 
den nach Artikel 8 Abs. 2 des in Artikel 1 genann- 
ten Vertrags die Jahresrate nach Artikel 3 gekürzt 
wird, wird dem Sondervermögen Ausgleichsfonds 
des Bundes in dem jeweiligen Rechnungsjahr zuge- 
führt. 

Artikel 3 

(1) Für die Erteilung von Erbscheinen für Zwecke 
der Geltendmachung von Schäden nach den öster- 
reichischen Entschädigungsgesetzen gilt § 317 Abs. 2 
des Gesetzes über den Lastenausgleich vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert 
durch das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1169),. entsprechend. 

(2) Soweit für Zwecke der Durchführung des in 
Artikel 1 genannten Vertrags die Ausstellung einer 
Staatsangehörigkeitsurkunde oder einer sonstigen 
Urkunde über das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 be- 
antragt wird, ist das Verfahren auf Ausstellung sol- 
cher Urkunden gebührenfrei. 

Artikel 4 

(1) Österreichische Staatsangehörige, die Vertrie- 
bene oder Umsiedler deutscher Volkszugehörigkeit 
sind und am 31. Dezember 1952 ihren ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatten 
oder unter den Voraussetzungen des § 230 Abs. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes spätestens am 31. De- 
zember 1959 genommen haben, können Vertrei- 
bungsschäden im Sinne des § 12 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes nach dem Lastenausgleichsgesetz 
und nach dem Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546), zuletzt 


geändert durch das Vierzehnte Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 785), geltend machen. Beschrän- 
kungen, die für die Berücksichtigung von Personen 
fremder Staatsangehörigkeit im Lastenausgleich 
gelten, sind insoweit nicht anzuwenden. Vertrei- 
bungsschäden, die hiernach nicht geltend gemacht 
werden können, können auch nicht nach § 14 des 
Lastenausgleichsgesetzes berücksichtigt werden. 
§ 359 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes findet auf 
Schäden, die Verfolgten österreichischer Staatsange- 
hörigkeit in den Vertreibungsgebieten oder Ver- 
folgten in Österreich entstanden sind, keine An- 
wendung. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob die österrei- 
chische Staatsangehörigkeit gegeben ist, wird auf 
Grund der Verhältnisse an dem nach Absatz 1 Satz 1 
maßgebenden Stichtag getroffen. 

(3) An Personen, die erst auf Grund dieses Geset- 
zes Kriegsschadenrente beantragen können, wird bei 
Antragstellung bis zum 31. Dezember 1963 Kriegs- 
schadenrente mit Wirkung von dem auf das Inkraft- 
treten des Vertrags folgenden Monatsersten ab ge- 
währt, frühestens jedoch vom Ersten des Monats ab, 
in dem die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Kriegsschadenrente eingetreten sind. 

(4) Von Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegsschadenrente beantragen können, kann 
Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit nach § 265 des Lastenausgleichsgesetzes 
bis zum 31. Dezember 1963 gestellt werden. 

Artikel 5 

(1) Die Bestimmung des Artikels 23 Abs. 3 des 
Staatsvertrags betreffend die Wiederherstellung 
eines unabhängigen und demokratischen Österreich 
vom 15. Mai 1955 (Staatsvertrag) findet auf An- 
sprüche österreichischer Staatsangehöriger nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz vom 29. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 562) in der jeweils geltenden Fas- 
sung keine Anwendung. 

(2) Die Unanfechtbarkeit oder die Rechtskraft 
einer vor Inkrafttreten des in Artikel 1 genannten 
Vertrags ergangenen Entscheidung, durch die An- 
sprüche eines österreichischen Staatsangehörigen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz auf Grund 
des Artikels 23 Abs. 3 des österreichischen Staats- 
vertrags abgelehnt worden sind, steht einer erneu- 
ten, die Regelung des Absatzes 1 berücksichtigenden 
Entscheidung über den Anspruch nicht entgegen. 

(3) Sofern österreichische Staatsangehörige kei- 
nen fristgerechten Antrag nach dem Bundesentschä- 
digungsgesetz auf Leistungen, auf die bisher die 
Bestimmung des Artikels 23 Abs. 3 des österreichi- 
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sehen Staatsvertrags Anwendung gefunden hat, 
gestellt haben, kann ein Antrag auf Grund dieses 
Gesetzes innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
des in Artikel 1 genannten Vertrags gestellt werden. 

(4) Für Verfahren in den Fällen der Absätze 1 
bis 3 gelten im übrigen die Bestimmungen des Bun- 
desentschädigungsgesetzes. 

Artikel 6 

(1) Die Bestimmung des Artikels 23 Abs. 3 des 
österreichischen Staatsvertrags findet auf rück- 
erstattungsrechtliche Ansprüche, die unter das Bun- 
desrückerstattungsgesetz vom 19. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 734) in der jeweils geltenden Fassung 
fallen, keine Anwendung. 

(2) Die Rechtskraft einer vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ergangenen Entscheidung, durch die unter 
das Bundesrückerstattungsgesetz fallende Ansprüche 
eines österreichischen Staatsangehörigen auf Grund 
des Artikels 23 Abs. 3 des österreichischen Staats- 
vertrags abgelehnt worden sind, steht einer erneu- 
ten, die Regelung des Absatzes 1 berücksichtigenden 
Entscheidung über den Anspruch nicht entgegen. Die 
erneute Entsdieidung ist nach Maßgabe des § 42 
Abs. 3 und 4 des Bundesrückerstattungsgesetzes bei 
der hiernach zuständigen Kammer zu beantragen. 
Auf das Verfahren findet § 42 Abs. 5 des Bundes- 
rückerstattungsgesetzes entsprechende Anwendung. 


Artikel 7 

(1) Beruht die von einem Versicherungsträger mit 
dem Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes fest- 
gestellte oder noch festzustellende Rente, auf die am 
Tage vor dem Inkrafttreten des Vertrages Anspruch 
bestand, ganz oder teilweise 

a) auf einem Arbeitsunfall (Berufskrankheit), 
über dessen Entschädigung nach der gemäß 
dem Brief V Nummer 1 zu dem Vertrag 
von der Republik Österreich getroffenen 
gesetzlichen Regelung eine Stelle in der 
Republik Österreich zu entscheiden hat, 

b) auf Versicherungszeiten oder Beschäfti- 
gungszeiten, die nach der unter Buchstabe a 
genannten Regelung in einer österreichi- 
schen Pensionsversicherung, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie im Einzelfall der Berechnung 
der Rente zugrunde gelegt werden, anrech- 
nungsfähig sind, 

so hat der Träger unter Berücksichtigung des Arti- 
kels 1 § 2 des Fremdrenten- und Anslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes vom 25. Februar 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 93) für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1960 über den Anspruch erneut zu ent- 
scheiden. Der Träger gewährt eine Leistung in Höhe 
des Untersdiiedsbetrages zwischen der Leistung, die 
jeweils für den betreffenden Arbeitsunfall (Berufs- 
krankheit) oder die betreffenden Versicherungszei- 
ten oder Beschäftigungszeiten von einer österreichi- 
schen Stelle gezahlt wurde, und dem Betrag, den 
der Träger dafür nach den am Tage seiner Entschei- 
dung nach Satz 1 geltenden deutschen Rechtsvor- 


schriften zu gewähren hätte, wenn die unter Buch- 
stabe a genannte Regelung nicht getroffen worden 
wäre; für die Zeit vom 1. Januar 1961 bis zum Tage 
der erneuten Entscheidung ist der Betrag unter Zu- 
grundelegung der Rechtsvorschriften zu errechnen, 
die jeweils gegolten haben. Der Unterschiedsbetrag 
ist auf Antrag zu zahlen. Die Zahlung von Amts 
wegen ist nicht ausgeschlossen. 

(2) Hat ein Versicherungsträger mit dem Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes für Zeiten vor dem 
Inkrafttreten des Vertrages eine Rente entzogen 
oder gekürzt, weil sie ganz oder teilweise 

a) auf einem Arbeitsunfall (Berufskrankheit), 
über dessen Entschädigung nach Teil III 
des Zweiten Abkommens zwisdien der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über Sozialversicherung 
vom 11. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. 1954 II 
S. 773) eine Stelle in der Republik Öster- 
reich zu entscheiden hatte, 

b) auf Versicherungszeiten, die nach Teil III 
des Zweiten Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über Sozialversicherung in 
einer österreichischen Pensionsversiche- 
rung, ohne Rücksicht darauf, ob sie im Ein- 
zelfall der Berechnung der Rente zugrunde 
gelegt wurden, anrechnungsfähig waren, 

beruhte, so hat er unter Berücksichtigung des Arti- 
kels 1 § 2 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1952 über den Anspruch erneut zu ent- 
scheiden. Der Träger gewährt eine Leistung in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen der Leistung, die 
jeweils für den betreffenden Arbeitsunfall (Berufs- 
krankheit) oder die betreffenden Versicherungszei- 
ten von einer österreichischen Stelle gezahlt wurde, 
und dem Betrag, den der Träger dafür nach den am 
Tage des Entzugs oder der Kürzung der Rente in 
Kraft gewesenen deutschen Rechtsvorschriften zu 
gewähren gehabt hätte, wenn Teil III des Zweiten 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über Sozialver- 
sicherung nicht gegolten hätte,- für die Zeit vom 
1. Januar 1953 bis zum Tage des Entzugs oder der 
Kürzung der Rente ist der Betrag unter Zugrunde- 
legung der Rechtsvorschriften zu errechnen, die je- 
weils gegolten haben. Auf den Unterschiedsbetrag 
sind Leistungen anzurechnen, die der Träger für 
Zeiten nach dem 31. Dezember 1952 gewährt hat, 
obgleich er auf Grund des Teiles III des Zweiten 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über Sozialver- 
sicherung nicht zur Gewährung verpflichtet war. 
Absatz 1 Sätze 3 und 4 gelten. 

(3) Artikel 1 § 11 Abs. 2 und 3 und § 31 Abs. 2 
und 3 des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes gelten entsprechend. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 
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Artikel 9 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung mit der Maßgabe in Kraft, daß die Artikel 
2 bis 5 und 7 erst mit dem Inkrafttreten des in Arti- 
kel 1 genannten Vertrags wirksam werden. 


(2) Der Tag, an dem der Vertrag nebst den An- 
lagen 1 und 2, dem Schlußprotokoll und den beige- 
fügten Notenwechseln nach seinem Artikel 27 in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da der Ver- 
trag in einzelnen Punkten das Verfahren von Lan- 
desbehörden berührt. 

Zu Artikel 2 

Im Lastenausgleichsgesetz sind auch Vertriebene 
aus Österreich mit Schäden in Österreich berück- 
sichtigt worden. Nach dem Finanz- und Ausgleichs- 
vertrag sind Schäden in Österreich nach dem Be- 
legenheitsprinzip von der Republik Österreich zu 
entschädigen. Es wäre deshalb ohne eine pauschale 
Regelung notwendig geworden, in jedem Einzelfall 
im Zuge der Durchführung der österreichischen Ent- 
schädigungsgesetze die Entschädigungen zu berech- 
nen und dem Ausgleichsfonds, der sie vorgeleistet 
hat, zu erstatten. Um den beiderseits damit verbun- 
denen Arbeitsaufwand zu ersparen, wurde die Höhe 
der Beträge, die vom Ausgleichsfonds vorgeleistet 
oder künftig zu erbringen sind, geschätzt und in 
Artikel 8 Abs. 2 Satz 2 des Vertrags vereinbart, daß 
wegen der Übernahme dieser Leistungen durch die 
Bundesrepublik Deutschland in Vergangenheit und 
Zukunft die nach Artikel 3 an die Republik Öster- 
reich zu leistenden Raten jeweils um 3 Millionen 
Deutsche Mark, insgesamt somit um 12 Millionen 
Deutsche Mark gekürzt werden. Mit diesem Pau- 
schalbetrag sollte dem Ausgleichsfonds somit zu- 
gute kommen, was er sonst im Wege individueller 
Abrechnung erhalten hätte. Artikel 2 des Gesetzes 
sieht deshalb vor, daß der Kürzungsbetrag von 
3 Millionen Deutsche Mark in dem jeweiligen Rech- 
nungsjahr dem Ausgleichsfonds zugeführt wird. 

Zu Artikel 3 

Nach § 317 des Lastenausgleichsgesetzes werden für 
die Erteilung von Erbscheinen, einschließlich des 
vorangegangenen Verfahrens, Erbscheingebühren 
nicht erhoben, wenn der Erbschein nur für Zwecke 
des Lastenausgleichs verwendet werden soll. Die Ge- 
bühren für die Testamentseröffnung und für eides- 
stattliche Erklärungen werden hiervon nicht berührt. 
Auch bei der Durchführung der österreichischen Ge- 
setze werden in beachtlichem Umfange Erbscheine 
benötigt. Um eine gleiche Behandlung der Perso- 
nen, die nach den österreichischen Entschädigungs- 


gesetzen berücksichtigt werden, mit denjenigen 
sicherzustellen, denen im Lastenausgleichsgesetz 
und im Bundesentschädigungsgesetz Erbscheinge- 
bühren nicht abgefordert werden, ist es gerechtfer- 
tigt, diese Regelung auch für Berechtigte mit Ent- 
schädigungsansprüchen in Österreich einzuführen. 

In gewissem Umfang werden bei der Durchführung 
der Entschädigungsgesetze die österreichischen Be- 
hörden eine Urkunde über die Staatsangehörigkeit 
oder die Eigenschaft als Deutsche ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes verlangen. Dies geschieht in einem 
Stadium, in dem sehr häufig die Aussichten der 
Entschädigung oder deren Höhe noch nicht abschlie- 
ßend beurteilt werden können. Aus den gleichen 
Gründen, aus denen die Befreiung von Erbschein- 
gebühren geboten ist, erscheint es gerechtfertigt, 
auch eine Befreiung von den Gebühren für die Er- 
teilung solcher Urkunden auszusprechen. Bei dieser 
Gelegenheit soll das gleiche auch für Zwecke des 
Lastenausgleichs eingeführt werden. Die vorge- 
schlagene Fassung beschränkt die Gebührenfreiheit 
nicht auf die Erteilung der im Einzelfall vorgese- 
henen Urkunde, sondern erstreckt sich auf damit im 
Zusammenhang stehende Amtshandlungen, die zur 
Erlangung dieser Urkunden erforderlich sind, wie 
z, B. die Beglaubigung von Erklärungen. 

Zu Artikel 4 

Das Lastenausgleichsgesetz enthält keine ausdrück- 
lichen Regelungen, in welchen Fällen Personen, die 
Vertreibungs- und Umsiedlerschäden geltend 
machen, aber eine andere als die deutsche oder die 
Staatsanghörigkeit der Vertreibungsmacht besitzen, 
im Lastenausgleich nicht berücksichtigt werden. In 
der deutschen Entschädigungsgesetzgebung sind der- 
artige Bestimmungen nicht ausdrücklich aufgenom- 
men, weil sich die Abgrenzung der nicht berück- 
sichtigungsfähigen Personen aus den völkerrecht- 
lichen Grundsätzen der Schutzmacht- und der Ord- 
nungsfunktion ableitet. Demzufolge werden Perso- 
nen österreichischer Staatsangehörigkeit im Lasten- 
ausgleich nicht berücksichtigt. 

Da aber künftig deutsche Staatsangehörige in die 
österreichische Entschädigungsregelung für Vertrie- 
bene und Umsiedler einbezogen werden, wurde auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit in Artikel 8 ver- 
einbart, daß in einem genau umrissenen Umfang 
auch Österreichische Staatsangehörige künftig durch 
Erweiterung des Lastenausgleichsrechts in den deut- 
schen Lastenausgleich einbezogen werden. Dem 
dienen die Vorschriften des Artikels 4 dieses Ge- 
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setzes. Berücksichtigt werden dabei diejenigen un- 
mittelbar Geschädigten und deren Erben, die bei der 
in dem Vertragswerk vorgenommenen Zuordnung 
nicht in den Bereich der österreichischen Gesetz- 
gebung fallen. Wegen dieser Zuordnung in den 
österreichischen Betreuungsbereich sind Personen, 
die die Stichtagsvoraussetzungen vor dem 31. De- 
zember 1952 erfüllt hatten, sowie Verfolgte öster- 
reichischer Staatsangehörigkeit und Verfolgte mit 
Verfolgungsschäden in Österreich im Vertrag nicht 
in die deutsche Verpflichtung zur Erweiterung des 
Lastenausgleichs aufgenommen. 

Mit Rücksicht darauf, daß auf Grund des Artikels 8 
Abs. 1 des Vertrags ein neuer Personenkreis für die 
Gewährung von Kriegsschadenrente in Betracht 
kommt, erscheint entsprechend den Änderungsge- 
setzen zum Lastenausgleichsgesetz die Hereinnahme 
der Absätze 3 und 4 erforderlich. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 schafft die gesetzliche Grundlage für die 
Einhaltung der im Notenwechsel III eingegangenen 
Verpflichtungen der Bundesregierung. 

In Absatz 1 ist bestimmt, daß in anhängigen Ver- 
fahren österreichischer Staatsangehöriger nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz der in Artikel 23 Abs. 3 
des österreichischen Staatsvertrags ausgesprochene 
Verzicht keine Anwendung findet. 

Absatz 2 sieht für die unter Berufung auf den Ver- 
zicht abgewiesenen Anträge eine Wiederaufnahme 
der Verfahren vor. 

Absatz 3 gibt österreichischen Staatsangehörigen 
die Möglichkeit, Ansprüche nach dem Bundesent- 
schädigungsgesetz innerhalb eines Jahres nach In- 
krafttreten des deutsch-österreichischen Finanz- und 
Ausgleichsvertrags neu anzumelden. 

In dem Notenwechsel III ist vereinbart worden, daß 
die Ansprüche österreichischer Staatsangehöriger 
nach dem Bundesentschädigungsgestz in einem be- 
sonderen Verfahren behandelt werden sollen. Es 
empfiehlt sich, daß dieses Verfahren nach Maßgabe 
des Bundesentschädigungsgesetzes durchgeführt 
wird. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 schafft die gesetzliche Grundlage für die 
Bestimmung des Artikels 15 des Vertrages. 

Während bisher schon Einwendungen auf Grund 
des Artikels 23 Abs. 3 des österreichischen Staats- 
vertrags gegen rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
österreichischer Staatsangehöriger, die unter das 
Bundesrückerstattungsgesetz fallen, nicht erhoben 
worden sind, werden durch Satz 1 nunmehr auch die 
Gerichte gebunden. Satz 2 schafft die Möglichkeit, 
unter Berufung auf Artikel 23 Abs. 3 des öster- 
reichischen Staatsvertrags rechtskräftig abgewie- 
sene Ansprüche neu zu behandeln. 

Zu Artikel 7 

Der nach Artikel 18 des Finanz- und Ausgleichsver- 
trages mit Rückwirkung vom 1. Januar 1961 außer 
Kraft tretende Teil III des Zweiten deutsch-öster- 


reichischen Sozialversicherungsabkommens regelt 
insbesondere die Entschädigung der sozialversiche- 
rungsrechtlichen Ansprüche und Anwartschaften von 
Deutschen, Volksdeutschen und Österreichern, die 
sich aus den östlichen Vertreibungsstaaten oder aus 
Mittel- oder Ostdeutschland nicht in die Bundes- 
republik, sondern nach Österreich begeben und sich 
dort am 11. Juli 1953 nicht nur vorübergehend auf- 
gehalten haben. Nach dem Abkommen sind — ge- 
gen eine im einzelnen geregelte Pauschalbeteiligung 
der Bundesrepublik an den Kosten — ausschließ- 
lich die österreichischen Träger der Renten- und der 
Unfallversicherung nach österreichischem Recht un- 
ter Berücksichtigung gewisser Sondervorschriften 
des Abkommens für die Entschädigung der von die- 
sen Personen aus den genannten Gebieten mitge- 
brachten Versicherungszeiten und Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) zuständig. 

Im Notenwechsel V zu dem Finanz- und Ausgleichs- 
vertrag verpflichtet sich Österreich, durch eine inner- 
staatliche gesetzliche Regelung rückwirkend für die 
Zeit vom 1. Januar 1961 an 

die in Teil III des Zweiten Abkommens geregel- 
ten Ansprüche und Anwartschaften so zu entschä- 
digen, als wären sie im heutigen Staatsgebiet von 
Österreich erworben worden 
und darüber hinaus 

die von den im Zweiten Abkommen erwähnten 
Personen aus den genannten Gebieten mitgebrach- 
ten Beschäftigungszeiten so zu entschädigen, als 
wären sie im Staatsgebiet von Österreich zurück- 
gelegt worden; 

bei Erfüllung der übrigen Voraussetzungen in 
diese Regelung auch diejenigen im Zweiten Ab- 
kommen genannten Personen einzubeziehen, die 
sich nicht am 11. Juli 1953, sondern am 27. Novem- 
ber 1961 nicht nur vorübergehend in Österreich 
auf gehalten haben; 

in diese Regelung aus den im Zweiten Abkom- 
men genannten Gebieten mitgebrachte Versiche- 
rungszeiten und Beschäftigungszeiten auch dann 
einzubeziehen, wenn sie dort nach dem 30. April 
1945 zurückgelegt worden waren. 

Nach Absatz 1 wird für Personen, die gegenwärtig 
nach dem Fremdrentengesetz oder nach der Reichs- 
versicherungsordnung einen Leistungsanspruch ge- 
gen einen Träger in der Bundesrepublik haben und 
nunmehr nach dem Vertrag und dem gemäß Note 
V a zum Vertrag von Österreich zu erlassenden Ge- 
setz von den österreichischen Versicherungsträgern 
Leistungen nach österreichischem Recht zu erhalten 
haben, der Besitzstand gewahrt. Sie erhalten neben 
der Österreichischen Rente vom deutschen Träger 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem zuletzt ge- 
währten deutschen Rentenzahlbetrag und dem je- 
weils gewährten österreichischen Rentenzahlbetrag 
gezahlt. 

Nach Absatz 2 wird auch für Personen, die schon 
bisher unter das Zweite Abkommen fielen, der Be- 
sitzstand gewahrt, wenn sie vorher nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz einen Lei- 
stungsanspruch gegen einen Träger in der Bundes- 
republik hatten. Sie erhalten rückwirkend für die 
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Zeit seit dem Inkrafttreten des Zweiten Abkom- 
mens (1. Januar 1953) neben der seitdem gewährten 
österreichischen Rente von dem deutschen Träger 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem zuletzt ge- 
währten deutschen Rentenzahlbetrag und dem je- 
weils gewährten österreichischen Rentenzahlbetrag. 
Diese Regelung erscheint geboten, um Personen, die 
eine deutsche Rente erhielten, bevor sie nach dem 
Zweiten Abkommen in die österreichische Versiche- 
rungslast fielen, nicht schlechter zu behandeln als 
solche, die eine deutsche Rente erhalten, bevor sie 
nunmehr auf Grund des Vertrags und auf Grund 
der dem deutschen Fremdrentengesetz entsprechen- 
den gemäß dem Briefe Va zum Vertrag zutreffen- 
den österreichischen Regelung in die österreichische 
Versicherungslast fallen. 

Mit Absatz 3 wird berücksichtigt, daß die Absätze 1 
und 2 die Wahrung des Besitzstandes in ähnlicher 
Weise regeln, wie die §§ 11 und 31 des Fremdren- 
tengesetzes. Die nach diesen Vorschriften den Be- 
rechtigten treffenden Pflichten müssen daher auch 
bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 dieses Ar- 
tikels festgelegt werden. 


Zu Artikel 8 

Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; es enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 9 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Die Artikel 2 bis 5 und 7 beziehen sich auf Verpflich- 
tungen der Bundesrepublik, die gleichzeitig mit In- 
krafttreten des Vertrags wirksam werden sollen. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 27 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Der Bundesrepublik Deutschland werden in Durch- 
führung des Vertrags 321 Millionen Deutsche Mark 
an finanziellen Aufwendungen erwachsen. 

Außerdem werden zur Wohnraumbeschaffung für 
Deutsche in österreichischen Wohnlagern Kredite 
bis zur Höhe von insgesamt 13 Millionen Deutsche 
Mark gewährt. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
zur Regelung von Schäden 
der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten, 
über weitere finanzielle Fragen 
und Fragen aus dem sozialen Bereich 
(Finanz- und Ausgleichsvertrag) 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BUNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

IN DEM WUNSCH, zwischen den beiden Staaten eine 
Bereinigung der noch offenen finanziellen Fragen, die mit 
der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 im Zu- 
sammenhang stehen, im Geiste freundschaftlicher und 
gutnachbarlicher Beziehungen vorzunehmen, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, zur Regelung von Schä- 
den der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten sowie 
zur Regelung sonstiger finanzieller Fragen einschließlich 
von Fragen aus dem sozialen Bereich einen Vertrag zu 
schließen. 

Sie haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn DDr. Josef Schöner, 
außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

die nadi Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befindlichen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


TEIL I 

Regelung für Vertriebene und Umsiedler 

Artikel 1 

Im Rahmen dieses Vertrages wird sich die Bundesrepu- 
blik Deutschland an den finanziellen Aufwendungen zu- 
gunsten von Personen deutscher Volkszugehörigkeit be- 
teiligen, die aus der in Artikel 2 Abs. 1 näher bezeichn- 
ten gesetzlichen Regelung der Republik Österreich für 
Vertriebene und Umsiedler hinsichtlich ihrer im Zusam- 
menhang mit den Ereignissen des Zweiten Weltkrieges 
oder dessen Folgen eingetretenen Vermögensverluste 
entstehen. 


Artikel 2 

(1) Den in der Anlage 1 näher bezeichneten Gruppen 
von Personen werden nach Maßgabe einer Erweiterung 
des österreichischen Kriegs- und Verfolgungssachschäden- 
gesetzes (KVSG) in seiner jeweils geltenden Fassung 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit Entschädi- 
gungen und sonstige Leistungen gewährt, die nach Vor- 
aussetzungen, Höhe und Umfang den Entschädigungen 
und Leistungen (Hausratentschädigung, Entschädigung für 
zur Berufsausübung erforderliche Gegenstände sowie 
Leistungen im Rahmen der Härteregelung) an die im ge- 
nannten Gesetz bereits berücksichtigten Gruppen von 
Personen entsprechen. 


(2) Die Republik Österreich wird die besonderen Ver- 
hältnisse der Vertriebenen und Umsiedler hinsichtlich 
der Beweislage bei der Erweiterung und Handhabung 
der gesetzlichen Vorschriften so berücksichtigen, daß eine 
Schlechterstellung dieses Personenkreises gegenüber den 
anderen durch das genannte Gesetz begünstigten Perso- 
nen vermieden wird. 

Artikel 3 

(1) Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland an den 
nach diesem Vertrag an die Gruppen von Personen des 
Artikels 2 zu gewährenden Leistungen beträgt 125 Mil- 
lionen Deutsche Mark. Dieser Betrag wird in vier glei- 
chen Jahresraten entrichtet; die erste Rate ist sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieses Vertrages fällig. 

(2) Die Republik Österreich wird das vorgesehene Ge- 
setz innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren seit 
seinem Inkrafttreten durdiführen. 


Artikel 4 

(1) Die Republik Österreich wird ihre Maßnahmen zur 
Räumung von Wohnlagern in Österreich so erweitern, 
daß alle Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die sich 
in österreichischen Wohnlagern befinden, durch Bau von 
Wohnungen, Eigenheimen und Schaffung von Heim- 
plätzen angemessen untergebracht werden. 


7 



Drucksache IV/ 392 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


(2) Zum Wohnungsbau für die Unterbringung von 
deutschen Staatsangehörigen gewährt die Bundesrepublik 
Deutschland der Republik Österreich zwei Drittel des 
Gesamterfordernisses an Mitteln der Republik Österreich, 
insgesamt höchstens 13 Millionen Deutsche Mark als zins- 
freies Darlehen. 

(3) Das Nähere über die Darlehnsbedingungen und die 
Durchführung der Lagerräumung hinsichtlich Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit bestimmt sich nach der An- 
lage 2. 

Artikel 5 

Sollte die Republik Österreich zu einem späteren Zeit- 
punkt Leistungen für im Kriegs- und Verfolgungssach- 
schädengesetz nicht berücksichtigte Vermögensverluste 
der unter Artikel 2 fallenden Gruppen von Personen vor- 
sehen, erklärt sich die Bundesrepublik Deutschland be- 
reit, in Verhandlungen über eine angemessene Beteili- 
gung an solchen Leistungen einzutreten. 

Artikel 6 

(1) Die auf Grund der Bestimmungen des Teiles I die- 
ses Vertrages den Vertriebenen und Umsiedlern gezahl- 
ten Beträge werden diesen in vollem Umfange zugute 
kommen. Die Republik Österreich wird dafür Sorge tra- 
gen, daß die an diesen Personenkreis gezahlten Beträge 
bei Gewährung öffentlicher Fürsorge sowie bei Gewäh- 
rung von Leistungen aus der Sozialversicherung außer 
Ansatz bleiben. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland kann zugunsten 
ihrer Staatsangehörigen in Österreich, wenn sich diese 
wegen ihrer Liquidationsschäden in schwierigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen befinden und nicht unter den 
deutschen Lastenausgleich fallen, aus Mitteln eines von 
ihr zu schaffenden Sonderfonds Beihilfen, insbesondere 
solche zum Lebensunterhalt, gewähren; Absatz 1 gilt in 
diesen Fällen entsprechend. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 bleibt die Anwendung 
der Vorschriften zur Übertragung, Verpfändung und 
Pfändung in § 2 Abs. 3 KVSG unberührt. 

Artikel 7 

(1) Die mit der Durchführung des österreichischen 
Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes und der 
deutschen Lastenausgleichsgesetze betrauten Behörden 
werden einander in dem notwendigen Umfang Amtshilfe 
leisten. Soweit im Zuge der Durchführung dieses Ver- 
trages deutsche Interessen berührt sind, wird den zu- 
ständigen deutschen Behörden, unbeschadet der beider- 
seitigen Vorschriften über die Wahrung des Amtsgeheim- 
nisses, Einsicht in das in Betracht kommende Akten- 
material gewährt werden. 

(2) Erhalten deutsche oder österreichische Bedienstete 
bei der Durchführung dieses Vertrages Einsicht in Vor- 
gänge, die nach deutschem oder österreichischem Recht 
dem Amtsgeheimnis unterliegen, haben sie die Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit. 

(3) Über Eingaben von Geschädigten, die bei deutschen 
Behörden eingehen, werden die deutschen und die öster- 
reichischen Zentralstellen in sachdienlichem Umfang mit- 
einander Fühlung nehmen und diese Fälle erforderlichen- 
falls gemeinsam erörtern. Das gleiche gilt für Fälle, in 
denen sich Überschneidungen aus der beiderseitigen Ge- 
setzgebung ergeben. 

Artikel 8 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland wird durch Ände- 
rung der deutschen Lastenausgleichsgesetze sicherstellen, 
daß auch an österreichische Staatsangehörige, die Ver- 


triebene oder Umsiedler sind und die Stichtagsvoraus- 
setzung des § 230 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
(31. Dezember 1952) oder die spätestens am 31. Dezember 
1959 die Stichtagsvoraussetzung des § 230 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes erfüllen, die Leistungen des 
deutschen Lastenausgleichs gewährt werden. 

(2) Die Republik Österreich wird sicherstellen, daß 
deutsche natürliche und juristische Personen für Kriegs- 
schäden und Besatzungsschäden in Österreich die im 
Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetz und im Be- 
satzungsschädengesetz vorgesehenen Leistungen in sinn- 
gemäßer Anwendung des Vertrages zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen vom 
15. Juni 1957 (Vermögensvertrag) erhalten. Dabei wer- 
den nicht berücksichtigt solche Personen, die in Öster- 
reich erlittene Vertreibungsschäden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach den Lastenausgleichsgesetzen 
geltend machen können; wegen der Übernahme dieser 
Leistungen durch die Bundesrepublik Deutschland für 
Vergangenheit und Zukunft werden die nach Artikel 3 
an die Republik Österreich zu leistenden Raten jeweils 
um drei Millionen Deutsche Mark gekürzt. 

TEIL II 

Regelung für Verfolgte 

Artikel 9 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland wird sich im Rah- 
men dieses Vertrages an den finanziellen Aufwendungen 
der Republik Österreich beteiligen, die sich aus der öster- 
reichischen 12. Opferfürsorgegesetznovelle (Bundesgesetz- 
blatt Nr. 101/1961), aus dem österreichischen Bundesgesetz 
vom 22. März 1961 (Bundesgesetzblatt Nr. 100/1961), wo- 
mit Bundesmittel zur Bildung eines Fonds zur Abgeltung 
von Vermögensverlusten politisch Verfolgter zur Ver- 
fügung gestellt werden, sowie aus der Aufstockung des 
mit dem österreichischen Bundesgesetz vom 18. Januar 
1956 (Bundesgesetzblatt Nr. 25/1956) betreffend die Bereit- 
stellung von Bundesmitteln für den zu errichtenden Hilfs- 
fonds zur Hilfeleistung an politisch Verfolgte, die ihren 
Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im Ausland haben 
(Hilfsfondsgesetz), errichteten Hilfsfonds ergeben. 

(2) Die Beteiligung erfolgt in bezug auf Schädigungen 
durch nationalsozialistische Verfolgungsmaßnahmen, die 
in der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 vor- 
genommen worden sind. 

Artikel 10 

(1) Im Hinblick auf die in Artikel 9 Abs. 1 vorgesehene 
deutsche Beitragsleistung wird bei Anwendung des Opfer- 
fürsorgegesetzes die deutsche Staatsangehörigkeit der 
österreichischen Staatsangehörigkeit gleichgestellt. So- 
weit es sich jedoch hierbei um den Besitz der Staats- 
angehörigkeit im Zeitpunkt der Antragstellung handelt, 
gilt Satz 1 nur für solche Berechtigte, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Vertrages ihren Wohnsitz im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, im Land Berlin 
oder in Staaten haben, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland diplomatische Beziehungen unterhält. 

(2) Die Republik Österreich wird sicherstellen, daß im 
Rahmen des nach dem Bundesgesetz vom 18. Januar 1956 
errichteten Hilfsfonds aus Österreich ausgewanderte Per- 
sonen, die am 13. März 1938 die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit besaßen, so behandelt werden, als wenn sie zu 
diesem Zeitpunkt österreichische Staatsangehörige ge- 
wesen wären. 

(3) Soweit nach den Absätzen 1 oder 2 der Nachweis 
zu erbringen ist, daß die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu einem bestimmten Zeitpunkt vorlag oder vorliegt, 
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wird der Nachweis hierfür durch Vorlage einer von einer 
deutschen Behörde ausgestellten oder auszustellenden 
Öffentlichen Urkunde erbracht. 

Artikel 11 

Die Republik Österreich wird bei dem Ausbau des 
Opferfürsorgegesetzes Vorsorge treffen, daß bei Vor- 
liegen besonderer Umstände die Bundesregierung auf 
Antrag der Opferfürsorgekommission die Nachsicht vom 
Vorliegen von Voraussetzungen, an die die Gewährung 
von Leistungen geknüpft ist, erteilen kann. Ebenso wird 
die Republik Österreich wie bisher Vorsorge treffen, daß 
zur Milderung besonderer Härten auch Leistungen ge- 
währt werden können, die über den Rahmen des Opfer- 
fürsorgegesetzes hinausgehen. 

Artikel 12 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich an 
den in Artikel 9 genannten Aufwendungen der Republik 
Österreich mit einem Betrage von 95 Millionen Deutsche 
Mark. Dieser Betrag wird in vier gleichen Jahresraten 
entrichtet; die erste Rate ist sechs Monate nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages fällig. 

(2) Die Republik Österreich wird die in Artikel 9 
Abs. 1 genannten Gesetze und Regelungen innerhalb 
eines Zeitraumes von vier Jahren nach dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages durchführen. 

Artikel 13 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt außerdem einen 
Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrages an die Repu- 
blik Österreich sechs Millionen Deutsche Mark zum Aus- 
gleich der von den Sammelstellen A und B nach dem 
deutschen Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG) vom 
19. Juli 1957 erhobenen Ansprüche. 

Artikel 14 

Ansprüche auf Grund der in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Wiedergutmachungsgesetze blei- 
ben mit Ausnahme der in Artikel 13 erwähnten An- 
sprüche unberührt. 

Artikel 15 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik 
Österreich stimmen dahin überein, daß Ansprüche, die 
unter das Bundesrückerstattungsgesetz fallen, nicht durch 
Artikel 23 Abs. 3 des Staatsvertrages betreffend die 
Wiederherstellung eines unabhängigen und demokrati- 
schen Österreich vom 15. Mai 1955 (Staatsvertrag) aus- 
geschlossen werden. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird sicherstellen, daß Anträge, die unter Berufung auf 
Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag rechtskräftig abgewiesen 
wurden, nach der vorstehenden Bestimmung neu be- 
handelt werden. 

Artikel 16 

Die Behörden, die mit der Durchführung der in Arti- 
kel 9 Abs. 1 genannten Gesetze und sonstigen Regelun- 
gen sowie mit der Durchführung der deutschen Wieder- 
gutmachungsgesetzgebung betraut sind, werden einander 
in dem notwendigen Umfange Amtshilfe leisten. Im übri- 
gen gilt Artikel 7 entsprechend. 

TEIL III 

Fragen aus dem sozialen Bereich 

Artikel 17 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Bereinigung 
aller Fragen aus dem sozialen Bereich an die Republik 
Österreich den Betrag von 95 Millionen Deutsche Mark. 


Die Hälfte dieses Betrages ist sechs Monate nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages fällig. Die andere Hälfte wird in 
drei gleichen Jahresraten entrichtet; die erste Rate ist 
achtzehn Monate nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
fällig. Die Zahlung erfolgt insbesondere für 

a) die von der Republik Österreich gegen die Bundes- 
republik Deutschland auf Grund des Teiles III des 
Zweiten Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über So- 
zialversicherung vom 11. Juli 1953 (im folgenden 
als Teil III des Zweiten Abkommens bezeichnet) 
geltend gemachte Forderung, 

b) die Regelung der Frage der Erstattung von Vor- 
schüssen auf Renten aus der Pensionsversicherung 
der Südtiroler und Kanaltaler Umsiedler, 

c) die Regelung der Frage des Ausgleichs der Auf- 
wendungen, die beide Staaten auf Grund der Ver- 
waltungsvereinbarung aus dem Jahre 1952 über die 
Heilbehandlung der in ihrem Gebiet wohnenden 
Kriegsbeschädigten des anderen Staates erbracht 
haben. 

Artikel 18 

Mit Inkrafttreten dieses Vertrages treten Teil III des 
Zweiten Abkommens sowie die Bestimmungen in den 
Ziffern 3 bis 6 des Schlußprotokolls zu diesem Abkommen 
rückwirkend vom 1. Januar 1961 an außer Kraft. 

TEIL IV 

Steuer- und Abgabenfragen 

Artikel 19 

(1) Personen, die am 21. Juni 1948 die österreichische 
Staatsangehörigkeit besessen haben, genießen bei der 
Vermögensabgabe nach dem deutschen Lastenausgleichs- 
gesetz die gleiche Behandlung, wie sie den Angehörigen 
des meistbegünstigten Staates auf diesem Gebiet zu- 
steht. Entsprechendes gilt für die nach deutschem Recht 
selbständig abgabepflichtigen Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen, die nach öster- 
reichischem Recht errichtet worden sind. 

(2) Auf österreichische Staatsangehörige mit zugleich 
deutscher Staatsangehörigkeit ist Absatz 1 nur anzu- 
wenden, wenn sie die gleichen Voraussetzungen erfüllen, 
unter denen Angehörige des meistbegünstigten Staates 
mit zugleich deutscher Staatsangehörigkeit beim Lasten- 
ausgleich als Angehörige des meistbegünstigten Staates 
behandelt werden. 

Artikel 20 

(1) Personen, die am 1. Januar 1948 die deutsche 
Staatsangehörigkeit besessen haben, werden von den 
nach dem österreichischen Bundesgesetz vom 7. Juli 1948 
über eine einmalige Abgabe vom Vermögen (Vermö- 
gensabgabegesetz) zu erhebenden Abstattungsraten an 
einmaliger Vermögensabgabe befreit, soweit die Ab- 
stattungsraten nach dem 14. August 1955 fällig geworden 
sind oder fällig werden und am 1. Januar 1958 noch nicht 
entrichtet waren. Entsprechendes gilt für die nach öster- 
reichischem Recht selbständig abgabepflichtigen Körper- 
schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, 
die nach deutschem Recht errichtet worden sind. 

(2) In den Fällen, in denen vor dem 14. August 1955 
die Vermögensabgabe nicht erhoben worden ist, wird von 
der Nacherhebung abgesehen. 

Artikel 21 

Deckungswerte und an ihre Stelle getretene Vermö- 
genswerte, welche nach Artikel 34 des Vermögensver- 
trages deutschen Emissionsinstituten zur Verfügung ge- 
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stellt worden sind, werden mit der Zurverfügungstellung 
von den künftig fällig werdenden Beiträgen zum Wohn- 
hauswiederaufbaufonds freigestellt. 


Artikel 22 

Der Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und der 
Republik Österreich vom 23. Mai 1922 zur Ausgleichung 
der in- und ausländischen Besteuerung, insbesondere zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der direkten Steuern, sowie das Zusatzabkommen zu 
diesem Vertrag vom 11. September 1937 finden auf die 
Vermögensabgabe nach dem deutschen Lastenausgleichs- 
gesetz vom 14. August 1952 und auf die einmaligen Ab- 
gaben vom Vermögenszuwachs und vom Vermögen nach 
den österreichischen Bundesgesetzen vom 7. Juli 1948 
Anwendung. 

Artikel 23 

(1) Die Vorschriften der Artikel 19 bis 21 werden nur 
auf Antrag angewandt. Der Antrag muß innerhalb einer 
Frist von drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Ver- 
trages gestellt werden; diese Frist kann nicht verlängert 
werden. Den Artikeln 19 bis 21 ist auch dann zu ent- 
sprechen, wenn der Veranlagungsbescheid unanfechtbar 
geworden ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn bei der Ver- 
anlagung der in Artikel 22 bezeichneten Abgaben das 
Doppelbesteuerungsabkommen nicht angewandt worden 
ist. 


TEIL V 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 24 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages bestehen — 
vorbehaltlich der Bestimmung des Artikels 5 — keine 
zwischen den Vertragsstaaten noch zu regelnden finan- 
ziellen oder vermögensrechtlichen Fragen mehr, die auf 
tatsächliche oder rechtliche Vorgänge oder Ereignisse aus 
der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 oder auf 
spätere Folgen solcher Vorgänge oder solcher Ereignisse 
zurückgehen. 

(2) Ansprüche, die auf tatsächliche oder rechtliche Vor- 
gänge oder Ereignisse aus dem in Absatz 1 genannten 
Zeitraum oder auf spätere Folgen solcher Vorgänge oder 
solcher Ereignisse zurückgehen und die nicht zwischen 
den beiden Vertragsstaaten entstanden sind, bleiben von 
der Bestimmung des Absatzes 1 unberührt. Keiner der 
beiden Vertragsstaaten wird solche Ansprüche, auch 
wenn ihm hierfür nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts ein Schutzrecht zustünde, gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat diplomatisch vertreten oder in 
sonstiger Weise unterstützen, es sei denn, der Anspruch 
oder seine Geltendmachung beruht auf Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaates, die nach dem 8. Mai 1945 
geschaffen wurden oder noch geschaffen werden, oder 
auf einem zwischen den beiden Vertragsstaaten in Kraft 
befindlichen zwischenstaatlichen Abkommen, 

Artikel 25 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden 
Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Vertrages, über die keine gütliche Einigung er- 


zielt werden kann, werden durch ein jeweils einzuberu- 
fendes Schiedsgericht auf Antrag eines der beiden Ver- 
tragsstaaten endgültig entschieden. Jeder der beiden 
Vertragsstaaten wird innerhalb von drei Monaten nach 
Bekanntgabe der Absicht eines Vertragsstaates, die 
strittige Angelegenheit dem Schiedsgericht vorzulegen, 
je zwei Schiedsrichter ernennen, die die Staatsangehörig- 
keit des Vertragsstaates besitzen, der sie bestellt hat, 
und ihre Namen dem anderen Vertragsstaat mitteilen. 

(2) Die Schiedsrichter üben ihr Amt in voller Un- 
abhängigkeit aus und sind an keine Weisungen gebun- 
den. Sie dürfen in einem Verfahren über eine Sache nicht 
mitwirken, mit der sie in anderem Zusammenhang bereits 
befaßt waren oder an der sie unmittelbar interessiert 
sind. 

(3) Das Schiedsgericht faßt seine Beschlüsse mit Stim- 
menmehrheit. 

(4) Kommt eine Stimmenmehrheit nicht spätestens 
innerhalb von vier Monaten nach erster Behandlung der 
Sache durch das Schiedsgericht zustande, so haben die 
Regierungen der Vertragsstaaten innerhalb von drei 
weiteren Monaten gemeinsam einen Obmann zu er- 
nennen, der an diesem Verfahren als Vorsitzender mit- 
zuwirken hat. 

(5J Der Obmann darf nicht die Staatsangehörigkeit 
eines der Vertragsstaaten besitzen und muß in seinem 
Heimatstaat ein im Amt oder im Ruhestand befindlicher 
Richter oder ein im Amt oder im Ruhestand befindlicher 
Professor der Rechtswissenschaften sein. 

(6) Kommt eine Einigung der beiden Regierungen über 
den zuzuziehenden Obmann innerhalb der vorgenannten 
Frist von drei Monaten nicht zustande, so kann jede der 
beiden Regierungen den Präsidenten des Internationalen 
Gerichtshofes um die Ernennung eines Obmannes bitten, 
der die in Absatz 5 genannten Voraussetzungen erfüllt. 

(7) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten der von ihm 
benannten Mitglieder des Schiedsgerichts und die Kosten 
seiner Vertretung vor dem Schiedsgericht. Die Kosten für 
den Obmann und sonstige Kosten des Schiedsgerichts 
werden von beiden Vertragsstaaten je zur Hälfte ge- 
tragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver- 
fahren selbst. 

TEIL VI 

Sdilußbestimmungen 
Artikel 26 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 27 

(1) Dieser Vertrag einschließlich des Schlußprotokolls 
und der veröffentlichten Notenwechsel bedarf der Rati- 
fikation; die Ratifikationsurkunden sollen in Wien aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächigten 
diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver- 
sehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am siebenundzwanzigsten No- 
vember 1961 in zwei Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 


Für die 

Republik Österreich: 


Schröder 


Schöner 
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A 

(1) Die in Artikel 2 des Vertrages vorgesehenen Lei- 
stungen erhalten Vertriebene und Umsiedler, die 

a) österreichische Staatsangehörige sind 
oder 

b) deutsche Staatsangehörige oder deutsche Volks- 
zugehörige, insbesondere mit ungeklärter Staats- 
angehörigkeit, sind, 

und die 

1. am 1. Januar 1960 in Österreich ständigen Auf- 
enthalt hatten, 

oder 

2. nach dem 1. Januar 1960 im Wege der Familien- 
zusammenführung oder als Heimkehrer nach 
Österreich gekommen sind oder kommen, dort 
im Zeitpunkt der Antragstellung einen ständigen 
Aufenthalt von mindestens sechs Monaten hatten, 
oder 

3. vor dem 1. Januar 1960, nach mindestens sechs 
Monaten Aufenthalt in Österreich, aus Öster- 
reich in die Bundesrepublik Deutschland abge- 
wandert sind und dort am 1. Januar 1960 stän- 
digen Aufenthalt hatten. 

(2) Ist die Person, in deren Vermögen der Vertreibungs- 
oder Umsiedlerschaden eingetreten ist, in Österreich oder 
nach Abwanderung (Absatz 1 Nr. 3) in der Bundesrepublik 
Deutschland gestorben, so erhalten die in Artikel 2 des 
Vertrages vorgesehenen Leistungen der überlebende Ehe- 
gatte sowie die Kinder und Enkel des Verstorbenen nach 
Maßgabe des Kriegs- und Verfolgungssachschädengeset- 
zes und der zu seiner Durchführung gegebenen Richt- 
linien; das gilt auch dann, wenn die Angehörigen in 
eigener Person die Voraussetzungen des vorstehenden 
Absatzes 1 nicht erfüllen. Ist der Geschädigte dagegen 
vor einer Aufenthaltnahme in Österreich innerhalb oder 
außerhalb des Vertreibungsgebietes gestorben, so müssen 
die vorgenannten Angehörigen in eigener Person die 
Voraussetzungen des vorstehenden Absatzes 1 erfüllen. 

(3) Die Erbberechtigung ist durch Urkunden des Ver- 
lassenschaftsgerichtes (Nachlaßgerichts) nachzuweisen. Der 
Anspruch nach diesem Vertrag ist so anzusehen, als hätte 
er sich bereits im Zeitpunkt des Todes des Erblassers in 
dessen Vermögen befunden. Er ist in Österreich abzu- 
handeln, sofern nicht die Zuständigkeit eines Gerichtes 
der Bundesrepublik Deutschland zur Erteilung eines Erb- 
scheines gegeben ist. 

B 

(1) Vertriebene im Sinne dieses Vertrages sind öster- 
reichische Staatsangehörige, deutsche Staatsangehörige 
und Personen deutscher Volkszugehörigkeit ohne eine 
dieser Staatsangehörigkeiten, die ihren Wohnsitz in den 
Gebieten außerhalb der Republik Österreich und außer- 
halb der Grenzen des Deutschen Reichs nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937 oder in den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Linie hatten, die am 31. Dezember 
1937 zu dem Gebiet des Deutschen Reichs gehörten, und 
diesen im Zusammenhang mit den Ereignissen des Zwei- 
ten Weltkrieges oder dessen Folgen infolge Vertreibung, 
insbesondere durch Ausweisung, Flucht oder nachträg- 
liche Aussiedlung verloren haben. Als Vertriebene gelten 
hinsichtlich der ihnen im Vertreibungsgebiet entstandenen 
Schäden auch solche österreichische Staatsangehörige, 
deutsche Staatsangehörige und Personen deutscher Volks- 
zugehörigkeit ohne eine dieser Staatsangehörigkeiten, 
die im Vertreibungsgebiet vor dem 1. Januar 1960 ge- 
storben sind. 


Anlage 1 

(Zu Artikel 2 und 8) 

(2) Umsiedler im Sinne dieses Vertrages sind öster- 
reichische Staatsangehörige, deutsche Staatsangehörige 
und Personen deutscher Volkszugehörigkeit ohne eine 
dieser Staatsangehörigkeiten, die auf Grund der während 
des Zweiten Weltkrieges geschlossenen zwischenstaat- 
lichen Verträge aus Gebieten außerhalb der Republik 
Österreich und des Deutschen Reichs oder während des 
gleichen Zeitraumes auf Grund von Maßnahmen deut- 
scher Dienststellen mit Rücksicht auf ihre deutsche Volks- 
zugehörigkeit aus den von der deutschen Wehrmacht 
besetzten Gebieten umgesiedelt worden sind. Hierzu ge- 
hören auch die Südtiroler und K?naltaler, die auf Grund 
der im Jahre 1939 zwischen dem Deutschen Reich und 
Italien über die Umsiedlung von Südtirolern und Kanal- 
talern getroffenen Abreden umgesiedelt worden sind. 

(3) Vertreibungsschäden oder Umsiedlerschäden sind 
nur Schäden, die Vertriebenen (Absatz 1) im Vertrei- 
bungsgebiet oder Umsiedlern (Absatz 2) in dem Gebiet, 
aus dem sie umgesiedelt wurden, entstanden sind. Etwa 
vorausgegangene Kriegssachschäden in diesen Gebieten 
werden als Vertreibungsschäden behandelt. Vermögens- 
verluste im Sinne dieses Vertrages, die Umsiedlern ent- 
standen sind, sind die Verluste, die die Umsiedler im 
Zusammenhang mit der Umsiedlung in dem Gebiet er- 
litten haben, aus dem sie umgesiedelt worden sind, nicht 
die Verluste an dem Vermögen, das ihnen als Ersatz für 
das im Ursprungsland zurückgelassene Vermögen über- 
lassen worden ist. Ein Umsiedlerschaden liegt nicht vor, 
soweit das Ersatzvermögen nicht weggenommen oder 
rückgestellt worden ist. Kriegssachschäden am Ersatzver- 
mögen in Österreich werden nach dem Kriegs- und Ver- 
folgungssachschädengesetz behandelt. 

(4) Deutsche Staatsangehörige sind Personen, die ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit durch eine von einer deut- 
schen Behörde ausgestellte oder auszustellende öffent- 
liche Urkunde glaubhaft machen. Soweit in diesem Ver- 
trage von österreichischen Staatsangehörigen gesprochen 
wird, sind darunter diejenigen Personen zu verstehen, 
welche die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 

(5) Deutsche Volkszugehörige im Sinne dieses Ver- 
trages sind Personen, die in ihrer Heimat nach bestimm- 
ten Merkmalen wie Abstammung, Erziehung, Sprache, 
Kultur zur deutschen Volksgruppe gerechnet wurden. 

(6) Eine Familienzusammenführung im Sinne dieses 
Abkommens liegt vor, wenn Vertriebene, Umsiedler oder 
Personen, die sich im Zuge der Erbfolge auf deren Ver- 
mögensverluste berufen können, zu ihren Ehegatten, als 
minderjährige Geschädigte zu ihren Eltern oder als hilfs- 
bedürftige Geschädigte zu ihren Kindern nach Österreich 
zuziehen; den Kindern gleichgestellt sind Schwieger- 
kinder, wenn das einzige oder letzte Kind verstorben 
oder verschollen ist. Hierbei ist Voraussetzung, daß der 
nachträglich Zugezogene mit einer Person zusammen- 
geführt wird, die spätestens am 31. Dezember 1952 in 
Österreich ständigen Aufenthalt hatte; letzteren gleich- 
gestellt sind solche Personen, die nach diesem Stichtag 
unmittelbar aus einem Vertreibungsgebiet innerhalb von 
sechs Monaten nach Aussiedlung oder als Heimkehrer 
innerhalb von sechs Monaten nach Entlassung in die 
Republik Österreich gekommen sind oder kommen. 

C 

Für die Abgrenzung des Personenkreises gilt im ein- 
zelnen folgendes: 

1. Personen, die unter Abschnitt A und/oder B fallen, 
haben Leistungen auf Grund des Artikels 2 dieses 
Vertrages zu erhalten, wenn sie keine vergleich- 
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baren Leistungen aus dem deutschen Lastenausgleich 
oder vergleichbare Leistungen auch nicht auf Grund 
des Artikels 8 Abs. 1 erhalten werden. 

2. Personen, die unter Abschnitt A und/oder B fallen, 
haben die in Artikel 2 dieses Vertrages vorge- 
sehenen Leistungen auch dann zu erhalten, wenn 
sie nach dem 31. Dezember 1959 in die Bundesrepu- 
blik Deutschland oder in sonstige Gebiete außerhalb 
Österreichs abwandern. 

3. Personen, die aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach Österreich zugewandert sind oder zuwandern, 
und die nach deutschem Recht lastenausgleichs- 
berechtigt sind, behalten ihre Rechte aus dem deut- 
schen Lastenausgleich. Soweit sie nach deutschem 
Recht vergleichbare Leistungen erhalten haben oder 
erhalten können, stehen ihnen weitere Leistungen 
auf Grund dieses Vertrages nicht zu. 

4. Fiir die Beurteilung, ob die in Abschnitt A Abs. 1 
aufgeführten Personen österreichische Staatsange- 
hörige, deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige ohne eine dieser beiden Staats- 
angehörigkeiten sind, kommt es auf die Verhältnisse 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrages 
an. 

5. Wenn Personen, die sowohl die österreichische als 
auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, ver- 
gleichbare Leistungen aus dem deutschen Lasten- 
ausgleich erhalten oder erhalten können, hat es 
hinsichtlich dieser Leistungen hierbei sein Bewenden. 
Erhalten sie keine vergleichbaren Leistungen aus 
dem deutschen Lastenausgleich, werden sie bei Er- 
füllung aller sonstigen Voraussetzungen nach diesem 
Vertrag berücksichtigt. Dasselbe gilt für Personen, 
die neben der österreichischen oder deutschen Staats- 
angehörigkeit eine andere Staatsangehörigkeit be- 
sitzen. 

6. (1) Vertriebene österreichische Staatsangehörige, 
die aus dem Gebiet der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien vertrieben oder ausgesiedelt wurden, 
haben die Leistungen aus dem Kriegs- und Verfol- 
gungssachschädengesetz zu erhalten. Für auf Grund 
des Artikels 27 Abs. 2 Staatsvertrag entschädigte 
Personen wird die Härteregelung des Kriegs- und 
Verfolgungssachschädengesetzes nicht angewandt. 

(2) Erhalten Personen, die unter Abschnitt A und/ 
oder B fallen, auf Grund von der Republik Öster- 
reich abgeschlossener zwischenstaatlicher Abkommen 
vergleichbare Entschädigungsleistungen, stehen ihnen 
insoweit Leistungen nach dem Kriegs- und Verfol- 


gungssachschädengesetz nicht zu. Haben sie derartige 
Leistungen erhalten, bevor ein solches zwischen- 
staatliches Abkommen abgeschlossen ist, werden die 
erhaltenen Beträge auf die nach dem Abkommen 
zustehenden Leistungen angerechnet 

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß für die Anrechnung 
auf Entschädigungsleistungen nach Artikel 8 Abs. 1. 

7. (1) Bei der Durchführung des Artikels 8 Abs. 1 
richtet sich die Beurteilung der österreichischen 
Staatsangehörigkeit nach den Verhältnissen an dem 
nach Artikel 8 Abs. 1 maßgebenden Stichtag. 

Sind die Stichtagsvoraussetzungen der Lastenaus- 
gleichsgesetze erfüllt, steht der spätere Erwerb der 
deutschen oder anderen Staatsangehörigkeit der 
Berücksichtigung im deutschen Lastenausgleich nicht 
entgegen. Im deutschen Lastenausgleich nicht berück- 
sichtigt werden solche österreichische Staatsange- 
hörige, die vor dem 31. Dezember 1952 aus der 
Bundesrepublik Deutschland in dritte Länder aus- 
gewandert sind. 

(2) Lastenausgleichsgesetze, die nach Maßgabe des 
Artikels 8 Abs. 1 auf österreichische Staatsangehörige 
erstreckt werden, sind neben dem Lastenausgleichs- 
gesetz das Feststellungsgesetz und das Gesetz über 
einen Währungsausgleich für Sparguthaben Ver- 
triebener. Im Altsparergesetz und im Gesetz zu § 4 
des Altsparergesetzes werden österreichische Staats- 
angehörige bereits berücksichtigt. 

8. (1) Natürliche Personen, die in diesem Vertrag 
nicht ausdrücklich aufgeführt sind, sowie juristische 
Personen erhalten für die ihnen entstandenen Schä- 
den keine Leistungen auf Grund des Artikels 2. 

(2) Österreichische juristische Personen können auf 
Grund der in Artikel 8 Abs. 1 aufgeführten Gesetze 
Leistungen nicht erhalten. 

(3) Deutsche juristische Personen können auf 
Grund der in Artikel 8 Abs. 2 aufgeführten Gesetze 
Leistungen nur dann erhalten, wenn es sich um Ver- 
mögenschaften handelt, die in Übereinstimmung mit 
den Bestimmungen des Vermögensvertrages an die 
früheren Eigentümer übertragen wurden oder über- 
tragen werden könnten. Ferner erhalten sie derartige 
Leistungen für Vermögenschaften, die nach dem 
8. Mai 1945 in Österreich von ihnen erworben wur- 
den, da die österreichische Einschränkung der Ent- 
schädigungspflicht nur für Vermögen gilt, welche auf 
Grund des Staatsvertrages in das Eigentum der Re- 
publik Österreich übergegangen sind. 
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(Zu Artikel 4) 


Wohnungsbau für deutsche Staats- 
angehörige zur Räumung von 
österreichischen Wohnlagern 

A 

1. Die Bundesrepublik Deutschland gewährt der Republik 
Österreich zur wohnungsmäßigen Versorgung von deut- 
schen Staatsangehörigen, die in österreichischen Wohn- 
lagern untergebracht sind, einen zinsfreien Kredit von 
insgesamt höchstens 13 Millionen Deutsche Mark. Der 
Kredit wird in Teilbeträgen nach Maßgabe der Num- 
mer 3 je nach Baufortschritt ausgezahlt und innerhalb 
von fünfzehn Jahren in gleichen halbjährlichen Raten 
von der Republik Österreich zurückgezahlt. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich an der 
Finanzierung der in Abschnitt B angeführten Woh- 
nungsbauvorhaben in der Weise, daß sie im Rahmen 
des in Nummer 1 umschriebenen Gesamtkredites für 
Wohnungen, Eigenheime und Heimplätze einen Kredit- 
betrag in Flöhe von zwei Drittel des Gesamterforder- 
nisses an Mitteln der Republik Österreich übernimmt. 
Mittel der Republik Österreich im Sinne des Artikels 4 
sind Haushaltsmittel des Bundes und der Länder, 
öffentliche Förderungsmittel von Bund und Ländern 
einschließlich der von ihnen verwalteten Fonds, Mittel 
der Gemeinnützigen Wohnungsgesellsdiaft für Bundes- 
bedienstete Ges. m. b. H. (BUWOG), dagegen nicht 
Spenden von dritter Seite, selbst wenn sie über den 
öffentlichen Haushalt laufen. 

3. Die deutschen Beiträge werden von der zuständigen 
österreichischen Behörde bei der zuständigen deutschen 
Behörde zu den gleichen Zeitpunkten anteilig abgeru- 
fen, zu denen auch in entsprechender Höhe die öster- 
reichischen Mittel eingesetzt werden. Es werden für die 
einzelnen Bauvorhaben insgesamt eingesetzt: 

Etwaige öffentliche Aufwendungen dei Republik Öster- 
reich für die Kosten des Erwerbs des Baugrundes bei 
Baubeginn, von den verbleibenden öffentlichen Finan- 
zierungsmitteln 10 vom Hundert bei Baubeginn, 40 vom 
Hundert bei Rohbaufertigstellung, 30 vom Hundert bei 
Fertigstellung und je 10 vom Hundert bei Vorlage der 
Endabrechnung und deren Anerkennung. 

4. Die innerhalb eines Kalender-Halbjahres abgerufenen 
Beträge werden jeweils in einer Schuldurkunde mit 
einheitlicher Laufzeit zusammengefaßt. Die in einer 
Schuldurkunde zusammengefaßten Kreditbeträge wer- 
den erstmals zu Beginn des fünften auf die Auszahlung 
dieser Kreditbeträge an die Republik Österreich folgen- 
den Halbjahresersten getilgt. 


B 

1. Die Republik Österreich wird mit Hilfe des deutschen 
Kredits und durch Einsatz österreichischer öffentlicher 
Mittel gewährleisten, daß alle Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit, die sich bei Vertragsunterzeich- 
nung in vom Bund oder von sonstigen Gebictskörper- 
schaften unterhaltenen Lagern (Baracken, Notunter- 
künften usw.) befinden, sowie nach Maßgabe der im 
vereinbarten Programm zur Verfügung stehenden Mit- 
tel diejenigen Personen deutscher Staatsangehörigkeit, 
die sich in von sonstigen Stellen unterhaltenen Lagern 
befinden und für eine wohnungsmäßige Unterbringung 
in Betracht kommen, durch Bau von Wohnungen und 
Eigenheimen sowie durch Schaffung von Heimplätzen 
angemessen untergebracht werden. 


2. Vom Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung an werden, 
vorbehaltlich Satz 2, keine deutschen Staatsangehörigen 
(Anlage 1 Abschnitt B Abs. 4) in Wohnlager des Bundes 
aufgenommen. Die Republik Österreich sichert zu, daß 
deutsche Staatsangehörige, die nach Vertragsunter- 
zcichnung als Aussiedler in die Republik Österreich 
gelangen, hinsichtlich ihrer wohnraummäßigen Versor- 
gung wie Aussiedler österreichischer Staatsangehörig- 
keit behandelt werden. 

3. Die Republik Österreich wird dafür Sorge tragen, daß 
grundsätzlich innerhalb von drei Jahren, bei Vorliegen 
besonderer Schwierigkeiten innerhalb von vier Jahren, 
nach Hingabe des ersten Kreditbetrages sämtliche Woh- 
nungen bezugsfertig und die Lager insoweit von deut- 
schen Staatsangehörigen geräumt sind. 

4. Sind nicht alle Angehörigen einer Familie deutsche 
Staatsangehörige, so werden sie dann durch das Ab- 
kommen erfaßt, wenn sie nicht bereits auf Grund an- 
derer Bauprogramme oder Unterbringungsmaßnahmen 
wohnungsmäßig versorgt werden können. 

C 

1. Die Mittel werden für den Bau von Mietwohnungen, 
Genossenschaftswohnungen, Eigenheimen oder Eigen- 
tumswohnungen eingesetzt. Dem Bau von Eigenheimen 
wird im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten der 
Vorzug gegeben; der Einsatz an Öffentlichen Mitteln 
soll dabei im allgemeinen nicht höher sein als bei 
Finanzierung vergleichbarer Mietwohnungen. Die Bun- 
desrepublik Deutschland behält sich vor, in geeigneten 
Fällen den benötigten Eigenkapitalbetrag für den Bau 
von Eigenheimen außerhalb des Kredits zu vervoll- 
ständigen. Es werden solche Bauherren bevorzugt be- 
rücksichtigt, die Erfahrung und Erfolg auf dem Gebiete 
des Wohnungsbaues, insbesondere des Eigenheimbaues, 
für Vertriebene und Lagerbewohner haben und in an- 
gemessener Frist geeignete Bauprojekte vorlegen 
können. 

2. Es wird zugesichert, daß die Wohnungen nach Größe 
und Ausstattung nicht hinter den für die gleichen 
Zwecke für österreichische Staatsangehörige zu bauen- 
den Wohnungen einschließlich Eigenheimen zurück- 
stehen, und daß bei der Belegung dieselben Maßstäbe 
angewendet werden. 

3. Werden zur Unterbringung von Lagerinsassen keine 
gesonderten Bauvorhaben durchgeführt, insbesondere 
wenn dies wegen Streulage unzweckmäßig ist, kann 
an Stelle der Durchführung eines gesonderten Bauvor- 
habens die erforderliche Anzahl von Wohnungen durch 
Einordnung in andere Bauvorhaben oder durch Errich- 
tung von Eigenheimen sichergestellt werden, 

4. Seitens des österreichischen Bundesministeriums für 
Inneres werden die geförderten Wohnungen nach dein 
hierfür maßgebenden österreichischen Recht in der 
Weise zweckgebunden, daß sich das Ministerium das 
Belegungsrecht für die finanzierten Wohnungen auf die 
Dauer der Laufzeit des Darlehens an den Bauträger 
vorbehält lind ausübt. Bei der Erstbelegung von Woh- 
nungen, die mit Hilfe des deutschen Kredits finanziert 
sind, werden nur Personen und deren Angehörige be- 
rücksichtigt, die unter Abschnitt B fallen. Von der Zu- 
lassung eines Wohnungstausches vor oder im Zuge 
der Erstbelegung wird Abstand genommen. 

5. Die Bindung der mit Hilfe des deutschen Kredits ge- 
bauten Wohnungen für deutsche Staatsangehörige gilt 
auch für die Folgebelegungen. Sind im Zeitpunkt der 
Folgebelegungen die Lager bereits vollständig geräumt, 
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oder kommen noch unterzubringende Personen für die 
betreffende Wohnung nicht in Betracht, so werden sei- 
tens der zuständigen österreichischen Stellen andere 
deutsche Staatsangehörige eingewiesen, die minder- 
bemittelt und unzureichend untergebracht sind. Kom- 
men auch solche Personen für die Wohnungsbelegung 
nicht in Betracht, sind sie, soweit möglich, mit anderen 
deutschen Staatsangehörigen zu belegen. Ist die Bele- 
gung mit deutschen Staatsangehörigen nicht möglich, 
wird die Wohnung, unbeschadet der Fortdauer der 
Zweckbindung, anderweitig belegt. 

6. Für Fälle einer widerrechtlichen Belegung oder Vermie- 
tung sowie bei Veräußerungen von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen wird in den Verträgen mit den 
Bauherren die Kündigung der Darlehen Vorbehalten; 
von dieser Kündigungsklausel werden die zuständigen 
österreichischen Stellen nach den auch für andere 
zweckgebundene Wohnungen geltenden Maßstäben 
Gebrauch machen. 

7. Bei der Kredithingabe wird den Bauherren die Ver- 
pflichtung auferlegt werden, die für den begünstigten 
Personenkreis zweckgebundenen Wohnungen zu dem 
gleichen Mietpreis zu überlassen, der auch für andere 
Mieter, die im Rahmen von Lagerräumungsprogram- 
men in Wohnungen eingewiesen werden, festgelegt ist. 
Das gleiche gilt innerhalb der ersten zehn Jahre sinn- 
gemäß in den Fällen der Nummer 5 Satz 2. Somit er- 
geben sich derzeit Mieten von etwa 5,5 Schilling bzw. 
unter Einrechnung der Betriebskosten 6,5 Schilling pro 
Quadratmeter. Bei den Finanzierungsbedingungen wird 
kein Unterschied zwischen Miet- und Genossenschafts- 
wohnungen einerseits und Eigenheimen sowie Eigen- 
tumswohnungen andererseits gemacht. 

8. Die unter Abschnitt B erfaßten Personen werden bei 
der Gewährung von Wohnungsbeihilfen in gleicher 
Weise und nach den gleichen Maßstäben berücksichtigt 
wie österreichische Staatsangehörige. 


D 

1. Im Rahmen des Artikels 7 werden die zuständigen 
österreichischen Stellen die zuständigen deutschen Stel- 
len von den jeweils vorliegenden Projekten in Kennt- 
nis setzen und eine vorläufige Disposition beifügen, 
wieviel und welche Wohnungseinheiten (Wohnungs- 
größen und Wohnungsarten) davon für deutsche Lager- 
insassen vorgesehen sind. Dabei wird für eine etwaige 
deutsche Äußerung eine angemessene Frist eingeräumt. 
Haben die zuständigen deutschen Stellen Bedenken 
gegen ein Vorhaben, werden sie diese innerhalb der 
Frist äußern. Können deutsche Bedenken gegen die 
Übereinstimmung eines Vorhabens mit dem Vertrag 
nicht behoben werden, begründet die Durchführung des 
Vorhabens keine Zahlungspflicht der Bundesrepublik 
Deutschland. Werden von deutscher Seite keine Be- 
denken erhoben, gilt das Einverständnis zur Mitfinan- 
zierung des Vorhabens als erteilt. 

2. Rechtzeitig vor der Wohnungsbelegung werden die 
vorgesehenen Mieter und Eigenheimbewerber den 
deutschen Stellen mitgeteilt, etwaige Veränderungen in 
der Wohnungsbelegung werden bei der jeweiligen 
Endabrechnung berücksichtigt. Den deutschen Stellen 
wird auf Wunsch Zutritt zu Lagern, Baustellen und 
Wohnungen gewährt. 

3. Eine Ausfertigung der Endabrechnung wird zusammen 
mit einem Belegungsnachweis der zuständigen deut- 
schen Stelle übersandt. Stellt sich dabei heraus, daß 
Beträge überzahlt oder nachzuzahlen sind, werden sie 
bei dem nächstfolgenden Abruf ausgeglichen. 

4. Wird über gezahlte Kreditbeträge innerhalb von drei 
bzw. vier Jahren nach Zahlung der ersten Rate eine 
Endabrechnung nicht vorgelegt oder kann die End- 
abrechnung nicht anerkannt werden, ist der gezahlte 
Kreditbetrag zurückzuzahlen. 
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Schlußprotokoll 


BEI UNTERZEICHNUNG des heute zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
vereinbarten Finanz- und Ausgleichsvertrages besteht 
Einverständnis über folgende Punkte: 

1. Zu Artikel 6 

a) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
wird dafür Sorge tragen, daß bei der Gewährung 
deutscher öffentlicher Fürsorge Leistungen aus 
dem Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetz an 
österreichische Staatsangehörige, die in der Bun- 
desrepublik Deutschland ständigen Aufenthalt 
haben, nicht anders behandelt werden als Leistun- 
gen aus dem deutschen Lastenausgleich und dem- 
zufolge in gleichem Umfange wie diese außer 
Ansatz bleiben. Andererseits wird die Regierung 
der Republik Österreich dafür Sorge tragen, daß 
bei der Gewährung österreichischer öffentlicher 
Fürsorge Leistungen aus dem deutschen Lasten- 
ausgleich an deutsche Staatsangehörige, die in 
Österreich ständigen Aufenthalt haben, nicht 
anders behandelt werden als Leistungen aus dem 
österreichischen Kriegs- und Verfolgungsachschä- 
dengesetz und demzufolge bis zum Höchstbetrag 
der darin behandelten Härteregelung außer Ansatz 
bleiben, 

Flinsichtlich der deutschen Unterhaltshilfe wird ein 
Betrag in Höhe der laufenden Leistungen, die aus 
dem Sonderfonds auf Grund Artikel 6 Abs. 2 ge- 
währt werden, außer Ansatz bleiben. 

b) Es besteht Einverständnis darüber, daß bei Zahlun- 
gen, die die Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
Artikel 6 Abs. 2 aus dem dort angeführten Son- 
derfonds gewährt, die zuständige deutsche Stelle 
im Bedarfsfälle eine Bescheinigung darüber aus- 
stellt, daß es sich um Zahlungen aus diesem Son- 
derfonds handelt. Auf Grund dieser Bescheinigun- 
gen werden die Zahlungen aus dem Sonderfonds 
bei der Gewährung der österreichischen Fürsorge 
außer Ansatz bleiben. 

Dieses Verfahren gilt entsprechend für die Lei- 
stungen aus dem deutschen Lastenausgleich. 

c) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
wird sich dafür einsetzen, daß bei der in § 3 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vorbehaltenen 
Regelung von Reparationsschäden österreichische 
Staatsangehörige hinsichtlich der Demontage- 
schäden an ihren Vermögenswerten in der Bun- 
desrepublik Deutschland den deutschen Staats- 
angehörigen gleichgestellt werden. 

2. Zu Artikel 7 

a) Mit Beziehung auf Artikel 7 besteht Einverständ- 
nis, daß die Aufwendungen, welche sich aus einer 
Erweiterung des Kriegs- und Verfolgungssach- 
schädengesetzes auf Vertriebene und Umsiedler 
ergeben, getrennt von den sonstigen Aufwendun- 
gen des Kriegs- und Verfolgungssachschäden- 
gesetzes bei einem neu zu errichtenden eigenen 
Ansatz des Kapitels 26 Titel 3 „Kriegs- und Ver- 
folgungsschäden" des Bundesrechnungsabschlusses 
in der für diese Entschädigungszahlungen vorge- 
sehenen Postengliederung verrechnet und daß die 
deutschen Beitragsleistungen bei ebenfalls neu zu 
errichtenden Ansätzen im Bundesrechnungsab- 
schluß nachgewiesen werden. 

b) Ab 1962 werden diese Ausgaben- und Einnahmen- 
gebarungen, sofern die sachlichen Voraussetzungen 


im Zeitpunkt der Erstellung des Bundesvoranschla- 
ges vorliegen, auch in die Bundesvoranschläge 
aufgenommen werden. 

3. Zu Artikel 8 Abs. 2 

a) In Durchführung des Artikels 8 Abs. 2 wird die 
Republik Österreich sicherstellen, daß deutsche 
Staatsangehörige für Kriegssachschäden und Be- 
satzungsschäden in Österreich die im Kriegs- und 
Veriolgungssachschädengesetz und im Besatzungs- 
schädengesetz vorgesehenen Leistungen erhalten, 
wenn die Vermögenschaften (Artikel 9 Abs. 2 des 
Vermögensvertrages), an denen die Schäden ein- 
getreten sind, nach den Bestimmungen des Tei- 
les I des Vermögensvertrages übertragen wurden 
oder übertragen werden könnten und soweit die 
darin vorgesehene Wertgrenze durch die Ge- 
währung dieser Leistungen nicht überschritten 
wird; letztere Beschränkung gilt nicht, falls eine 
Übertragung ohne Rücksicht auf den Wert der 
Vermögenschaften zulässig ist. Soweit eine Wert- 
grenze in Betracht kommt, sind die Bestimmungen 
des Teiles I 1. Abschnitt des Vermögensvertrages 
entsprechend anzuwenden. 

b) Vorstehende Bestimmungen gelten entsprechend 
für Vermögenschaften, die nur deshalb im Sinne 
des Vermögensvertrages nicht übertragen wer- 
den können, weil sie wegen Zerstörung oder 
sonstigen Unterganges infolge der Bestimmung 
des Artikels 22 Staatsvertrag nicht auf die Repu- 
blik Österreich übertragen wurden. 

c) Die Republik Österreich sichert im Hinblick auf 
den Fristablauf für die Antragstellung aus dem Be- 
satzungsschädengesetz und dem Kriegs- und Ver- 
folgungssachschädengesetz zu, daß die Fristen für 
den unter Artikel 8 Abs. 2 fallenden Personenkreis 
wiedereröffnet werden, Es besteht Einverständnis 
darüber, daß Leistungen auf Grund der in Artikel 8 
aufgeführten Gesetze nach deren Erweiterung auch 
dann gewährt werden, wenn nach alter Rechtslage 
Anträge im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit 
abgelehnt wurden. 

4. Zu Artikel 9 

Es besteht Einverständnis darüber, daß zu den aus- 
gewanderten Personen im Sinne der genannten Ge- 
setze und Regelungen auch diejenigen Personen 
gehören, die aus dem Gebiet der Republik Österreich 
aus Verfolgungsgründen deportiert oder ausgewiesen 
worden sind, sowie diejenigen, die im Zuge einer 
derartigen Auswanderung zu dem Staat gelangt sind, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besaßen. 

5. Zu Artikel 10 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die in Ab- 
satz 1 vorgesehene Gleichstellung der beiderseitigen 
Staatsangehörigen für den Entschädigungstatbestand 
einer Internierung durch eine der mit Deutschland 
im Kriege gestandenen Mächte (§ 14 Abs. 2 Buch- 
stabe a der 12. Opferfürsorgegesetznovelle (Bundes- 
gesetzblatt Nr. 101/1961) nicht Platz greift und inso- 
weit daher ein deutscher Beitrag auch nicht vor- 
gesehen ist. 

6. Zu Artikel 13 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die Republik 
Österreich nach Zahlung des in Artikel 13 vorgesehe- 
nen Betrages die Bundesrepublik Deutschland von 
allen Ansprüchen freistellen wird, die von den Sam- 
melstellen A und B nach dem Bundesrückerstattungs- 
gesetz angemeldet worden sind. 
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7. Zu Artikel 14 

a) Hs besteht Einverständnis darüber, daß in den in 
Artikel 9 erwähnten oder vorgesehenen öster- 
reichischen Gesetzen und Regelungen eine An- 
spruchsberechtigung für den Fall auszuschließen 
ist, daß wegen desselben Sachverhalts auch ein 
Anspruch nach den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Wiedergutmachungsgesetzen be- 
gründet ist oder begründet werden wird. 

b) Hs besteht Einverständnis darüber, daß es der 
Republik Österreich freisteht, eine Anspruchs- 
berechtigung nach den erwähnten oder vorgesehe- 
nen österreichischen Gesetzen und Regelungen 
auch in den Fällen auszuschließen, in denen fest- 
steht oder festgestellt wird, daß wegen desselben 
Sachverhaltes Ansprüche auf Grund der in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Wieder- 
gutmachungsgesetze von den deutschen Behörden 
oder Gerichten zuerkannt worden wären, jedoch 
wegen Versäumung der Anmeldefristen nicht mehr 
geltend gemacht werden können. 

8. Zu Artikel 16 

Die Erklärung zu Artikel 7 gilt entsprechend. 

9. Zu Artikel 19 bis 22 

a) Über die Auslegung und Anwendung der Bestim- 
mungen, auf die sich der Artikel 19 bezieht, ent- 
scheiden ausschließlich die nach der Lastenaus- 
gleichsgesetzgebung zuständigen deutschen Finanz- 
behörden und Finanzgerichte, während für die 
Auslegung und Anwendung der Artikel 20 und 21 
ausschließlich die österreichischen Finanzbehörden 
und Gerichte zuständig sind. Artikel 12 des Zehn- 
ten Teiles des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen in der Fassung 
des Protokolls vom 23. Oktober 1954 über die Be- 
endigung des Besatzungsregimes in der Bundes- 
republik Deutschland findet keine Anwendung. 


b) Zur Beseitigung von Zweifeln, die sich bei der 
Auslegung oder Anwendung der Artikel 19 bis 22 
ergeben, sowie zur Beseitigung von Härten bei 
der Erhebung der einmaligen Abgaben vom Ver- 
mögen oder Vermögenszuwachs werden sich die 
obersten Finanzbehörden der beiden Vertrags- 
staaten unmittelbar ins Einvernehmen setzen. 

10. Zu Artikel 23 

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß die Frist 
von drei Jahren im Sinne der Abgabenordnung eine 
Ausschlußfrist ist, für deren Versäumnis keine Nach- 
sicht gewährt werden kann. 

11. Zu Artikel 24 

Es besteht Einverständnis darüber, daß auch die in 
Artikel 24 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Ansprüche keine 
zwischen den Vertragsstaaten noch zu regelnden 
Fragen darstellen. 

12. Zu Artikel 25 Abs. 1 

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß das vor- 
gesehene Schiedsgericht keine Oberinstanz über an- 
dere Instanzen nach innerstaatlichem Recht darstellen 
soll. Dies schließt nicht aus, daß eine Entscheidung 
innerstaatlicher Instanzen in einem Einzelfall zum 
Anlaß eines Schiedsgerichtsverfahrens genommen 
werden kann. 

13. Es besteht Einverständnis darüber, daß bei der Rege- 
lung des Vermögensfalles „Kuranstalt Hohe Tauern" 
in Bad Hofgastein von jedem der Vertragsstaaten das 
Schiedsgericht des Vermögensvertrages zur Entschei- 
dung darüber angerufen werden kann, ob Artikel 20 
des Vermögensvertrages auf den genannten Ver- 
mögenswert unabhängig davon Anwendung findet, 
auf Grund welcher Regelung der Vermögenswert auf 
die Republik Österreich oder auf einen anderen öster- 
reichischen Rechtsträger übertragen worden ist. 


GESCHEHEN zu Bonn am siebenundzwanzigsten No- 
vember 1961 in zwei Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 


Für die 

Republik Österreich: 


Schröder 


Schöner 
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I 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Botschafter! 

Ich beehre mich, zu Teil I des heute Unterzeichneten 
Finanz- und Ausgleichsvertrages auf folgendes hinzu- 
weisen: 

In Artikel 3 verpflichtet sich die Bundesrepublik 
Deutschland, an die Republik Österreich einen Betrag 
von 125 Millionen Deutsche Mark zu zahlen. Wie Ihnen 
bekannt ist, ist die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hierbei davon ausgegangen, daß in dem 
durch Artikel 2 gezogenen Rahmen für eine befriedi- 
gende Lösung ein Gesamtbetrag in einer Größenordnung 
von 325 Millionen Deutsche Mark erforderlich sein wird. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schröder 


Seiner Exzellenz 

dem österreichischen Botschafter 
Herrn DDr. Josef Schöner 
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Ia 


Der österreichische Botschafter 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Bundesminister! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
27. November 1961 zu bestätigen, das folgenden Wort- 
laut hat: 

„In Artikel 3 verpflichtet sich die Bundesrepublik 
Deutschland, an die Republik Österreich einen Betrag 
von 125 Millionen Deutsche Mark zu zahlen. Wie 
Ihnen bekannt ist, ist die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland hierbei davon ausgegangen, daß in 
dem durch Artikel 2 gezogenen Rahmen für eine be- 
friedigende Lösung ein Gesamtbetrag in einer Größen- 
ordnung von 325 Millionen Deutsche Mark erforderlich 
sein wird.“ 

Ich darf hierzu folgendes mitteilen: 

Die österreichische Bundesregierung vermag das Aus- 
maß der erforderlichen finanziellen Aufwendungen für 
die in Artikel 2 vorgesehene Regelung noch nicht in 
vollem Umfange zu übersehen. Die Republik Österreich 
wird jedoch die genannte Regelung im Geiste dieses 
Vertrages ohne Rücksicht auf die Höhe des tatsächlich 
entstehenden Aufwandes durchführen. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schöner 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder 


19 



Drucksache IV/ 302 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


II 


Der österreichische Botschafter 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Bundesminister! 

Ich beehre mich, das anläßlich der Verhandlungen 
im Zusammenhang mit Artikel 8 des Finanz- und Aus- 
gleichsvertrages erzielte Einvernehmen zu bestätigen, 
wonach die Republik Österreich dafür Sorge tragen 
wird, daß § 6 Ziffer 2 der Vermögensverfall- Amnestie 
(Bundesgesetzblatt Nr. 155/1956) in der Fassung der 
Novelle (Bundesgesetzblatt Nr. 45/1958) bezüglich deut- 
scher Staatsangehöriger entfällt. Die Betroffenen und 
ihre Rechtsnachfolger werden das verfallene Vermögen 
oder die an seine Stelle getretenen Verkaufserlöse 
(Ersatzvermögen) in sinngemäßer Anwendung des Ver- 
mögensvertrages zurückerhalten. Dies gilt auch für 
Kaufpreis-Zahlungen, die von den Betroffenen oder ihren 
Angehörigen oder Rechtsnachfolgern für das verfallene 
Vermögen entrichtet worden sind. 

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einverständnis 
bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schöner 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder 


20 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/392 


II a 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Botschafter! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
27. November 1961 zu bestätigen, das folgenden Wort- 
laut hat: 

„Ich beehre mich, das anläßlich der Verhandlungen 
im Zusammenhang mit Artikel 8 des Finanz- und Aus- 
gleichsvertrages erzielte Einvernehmen zu bestätigen, 
wonach die Republik Österreich dafür Sorge tragen 
wird, daß § 6 Ziffer 2 der Vermögensverfall-Amnestie 
(Bundesgesetzblatt Nr. 155/1956) in der Fassung der 
Novelle (Bundesgesetzblatt Nr. 45/1958) bezüglich 
deutscher Staatsangehöriger entfällt. Die Betroffenen 
und ihre Rechtsnachfolger werden das verfallene Ver- 
mögen oder die an seine Stelle getretenen Verkaufs- 
erlöse (Ersatzvermögen) in sinngemäßer Anwendung 
des Vermögensvertrages zurückerhalten. Dies gilt auch 
für Kaufpreis-Zahlungen, die von den Betroffenen oder 
ihren Angehörigen oder Rechtsnachfolgern für das 
verfallene Vermögen entrichtet worden sind." 

Ich darf hiermit das Einverständnis mit dem Inhalt 
Ihres Schreibens erklären. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schröder 


Seiner Exzellenz 

dem Österreichischen Botschafter 
Herrn DDr. Josef Schöner 
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in 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Botschafter! 

Ich beehre mich, folgendes mitzuteilen: 

In bezug auf Ansprüche nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz erklärt sich die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland, auch im Hinblick auf die in Arti- 
kel 10 des heute Unterzeichneten Finanz- und Ausgleichs- 
vertrages getroffene Abmachung, bereit, nachstehende 
Regelung zu treffen: 

1. In einem besonderen Verfahren mit der Möglichkeit 
gerichtlicher Nachprüfung sollen die von österrei- 
chischen Staatsangehörigen gestellten Anträge nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz, die von den 
deutschen Entschädigungsbehörden — unter Be- 
rücksichtigung der in den Artikeln 21 und 85 des 
Vermögensvertrages und Ziffer 2 b seines Schluß- 
protokolls enthaltenen Einschränkungen — unter 
Hinweis auf die Bestimmung des Artikels 23 Abs. 3 
Staatsvertrag abgewiesen werden, nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Bundesentschädigungsgeset- 
zes behandelt werden, ohne daß hierbei Artikel 23 
Abs. 3 Staatsvertrag Anwendung finden soll. 

2. Auch sofern derartige Anträge unter Berufung auf 
Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag rechtskräftig abge- 
lehnt worden sind, werden sie nach Maßgabe der 
vorstehenden Ziffer 1 neu behandelt werden. 

3. Sind derartige Anträge nicht innerhalb der An- 
meldefrist des Bundesentschädigungsgesetzes ge- 
stellt worden, so können sie noch innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrages zur Be- 
handlung in dem vorerwähnten besonderen Ver- 
fahren eingebracht werden. 

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einverständnis 
bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schröder 


Seiner Exzellenz 

dem österreichischen Botschafter 
Herrn DDr. Josef Schöner 
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lila 


Der österreichische Botschafter 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Bundesminister! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
27. November 1961 zu bestätigen, das folgenden Wort- 
laut hat: 

„In bezug auf Ansprüche nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz erklärt sich die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland, auch im Hinblick auf die in 
Artikel 10 des heute Unterzeichneten Finanz- und Aus- 
gleichsvertrages getroffene Abmachung, bereit, nach- 
stehende Regelung zu treffen: 

1. In einem besonderen Verfahren mit der Möglich- 
keit gerichtlicher Nachprüfung sollen die von 
österreichischen Staatsangehörigen gestellten An- 
träge nach dem Bundesentschädigungsgesetz, die 
von den deutschen Entschädigungsbehörden — 
unter Berücksichtigung der in den Artikeln 21 
und 85 des Vermögensvertrages und Ziffer 2b 
seines Schlußprotokolls enthaltenen Einschränkun- 
gen — unter Hinweis auf die Bestimmung des 
Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag abgewiesen wer- 
den, nach Maßgabe der Bestimmungen des Bundes- 
entschädigungsgesetzes behandelt werden, ohne 
daß hierbei Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag An- 
wendung finden soll. 

2. Auch sofern derartige Anträge unter Berufung auf 
Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag rechtskräftig abge- 
lehnt worden sind, werden sie nach Maßgabe der 
vorstehenden Ziffer 1 neu behandelt werden. 

3. Sind derartige Anträge nicht innerhalb der An- 
meldefrist des Bundesentschädigungsgesetzes ge- 
stellt worden, so können sie noch innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrages zur Be- 
handlung in dem vorerwähnten besonderen Ver- 
fahren eingebracht werden." 

Ich darf hiermit das Einverständnis mit dem Inhalt 
Ihres Schreibens erklären. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schöner 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder 
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IV 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Botschafter! 

Ich beehre mich, zu Teil II des heute Unterzeichneten 
Finanz- und Ausgleichsvertrages auf folgendes hinzu- 
weisen: 

In Artikel 12 verpflichtet sich die Bundesrepublik 
Deutschland, an die Republik Österreich einen Betrag von 
95 Millionen Deutsche Mark zu zahlen. Es besteht hier- 
bei Einverständnis darüber, daß der in Artikel 9 Abs 1 
genannte Hilfsfonds um 600 Millionen Schilling aufge- 
stockt wird. 

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einverständnis 
bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schröder 


Seiner Exzellenz 

dem österreichischen Botschafter 
Herrn DDr. Josef Schöner 
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IV a 


Der österreichische Botschafter 

Bonn, den 27. November 1961 


Herr Bundesminister! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
27. November 1961 zu bestätigen, das folgenden Wort- 
laut hat: 

„Ich beehre mich, zu Teil II des heute Unterzeichne- 
ten Finanz- und Ausgleichsvertrages auf folgendes hin- 
zuweisen: 

In Artikel 12 verpflichtet sich die Bundesrepublik 
Deutschland, an die Republik Österreich einen Betrag 
von 95 Millionen Deutsche Mark zu zahlen. Es besteht 
hierbei Einverständnis darüber, daß der in Artikel 9 
Abs. 1 genannte Hilfsfonds um 600 Millionen Schilling 
aufgestockt wird." 

Ich darf hiermit das Einverständnis mit dem Inhalt Ihres 
Schreibens erklären. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schöner 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder 
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V 


Der österreichische Botschafter 


Herr Bundesminister! 

Ich beehre mich, das anläßlich der Verhandlungen im 
Zusammenhang mit den Artikeln 17 und 18 des Finanz- 
und Ausgleichsvertrages erzielte Einvernehmen über fol- 
gendes zu bestätigen: 

1. Die Republik Österreich wird durch eine gesetzliche 
Regelung Vorsorge treffen, daß für die Zeit vom 
1. Januar 1961 an 

die in Ziffer 2 Buchstabe a bezeichneten Leistungs- 
ansprüdie und Anwartschaften so behandelt wer- 
den, als wären sie auf Grund von im Gebiet der 
Republik Österreich zurückgelegten Beschäftigungs- 
zeiten und sonstigen Zeiten oder auf Grund von 
dort eingetretenen Arbeitsunfällen (Berufskrank- 
heiten) entstanden, 
und 

die in Ziffer 2 Buchstabe b bezeichneten Beschäf- 
tigungszeiten und sonstigen Zeiten so behandelt 
werden, als wären sie im Gebiet der Republik 
Österreich zurückgelegt worden. 

2. Die nach Ziffer 1 in Betracht kommenden Leistungs- 
ansprüche und Anwartschaften beziehungsweise Be- 
schäftigungszeiten und sonstigen Zeiten umfassen 

a) Leistungsansprüche und Anwartschaften, die 
unter Teil III des Zweiten Abkommens fallen, 
auch wenn die ihnen zugrunde liegenden Ver- 
sicherungszeiten nach dem 30. April 1945, aber 
vor dem Tage der Unterzeichnung dieses Ver- 
trages zurückgelegt worden sind oder die ihnen 
zugrunde liegenden Arbeitsunfälle (Berufskrank- 
heiten) in diesem Zeitraum eingetreten sind; 


Bonn, den 27. November 1961 


b) für den Bereich der Pensions (Renten) Versicherung 
vor dem l.Mai 1945 zurückgelegte 

aa) Beschäftigungszeiten einschließlich solcher 
Zeiten, während derer der Betreffende wegen 
seiner Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
versicherungsfrei war oder der Versiche- 
rungspflicht nicht unterlag, 
bb) sonstige Zeiten, 

die nur deshalb nicht unter Teil III des Zweiten 
Abkommens fallen, weil es Beschäftigungszeiten 
oder sonstige Zeiten sind; 

c) die in Buchstabe b bezeichneten Zeiten, die, weil 
sie nach dem 30. April 1945, aber vor dem Tage 
der Unterzeichnung dieses Vertrages zurückgelegt 
worden sind, auch dann nicht unter Teil III des 
Zweiten Abkommens fallen würden, wenn dieser 
für Beschäftigungszeiten und sonstige Zeiten 
gälte. 

3. Die nach den Ziffern 1 und 2 zu treffenden Regelun- 
gen sollen für Personen gelten, die sich am Tage 
der Unterzeichnung des Zweiten Abkommens oder 
dieses Vertrages nicht nur vorübergehend im Gebiet 
der Republik Österreich aufgehalten haben und an 
dem für sie in Betracht kommenden Aufenthaltstag 
entweder deutsche Staatsangehörige gewesen sind 
oder als Volksdeutsche anzusehen waren; sie sollen 
nicht für Personen gelten, die nach dem 8. Mai 1945 
ihren Wohnsitz in einem der in Teil III des 
Zweiten Abkommens genannten Staaten begründet 
haben. 

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einverständnis 
bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schöner 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gerhard Schröder 
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Va 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen Bonn, den 27. November 1961 


Herr Botschafter! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
27. November 1961 zu bestätigen, das folgenden Wort- 
laut hat: 

„Ich beehre mich, das anläßlich der Verhandlungen 
im Zusammenhang mit den Artikeln 17 und 18 des 
Finanz- und Ausgleichsvertrages erzielte Einvernehmen 
über folgendes zu bestätigen: 

1. Die Republik Österreich wird durch eine gesetz- 
liche Regelung Vorsorge treffen, daß für die Zeit 
vom 1. Januar 1961 an 

die in Ziffer 2 Buchstabe a bezeichneten Lei- 
stungsansprüche und Anwartschaften so behan- 
delt werden, als wären sie auf Grund von im 
Gebiet der Republik Österreich zurückgelegten 
Beschäftigungszeiten und sonstigen Zeiten oder 
auf Grund von dort eingetretenen Arbeits- 
unfällen (Berufskrankheiten) entstanden, 
und 

die in Ziffer 2 Buchstabe a bezeichneten Beschäf- 
tigungszeiten und sonstigen Zeiten so behandelt 
werden, als wären sie im Gebiet der Republik 
Österreich zurückgelegt worden. 

2. Die nach Ziffer 1 in Betracht kommenden Leistungs- 
ansprüche und Anwartschaften beziehungsweise 
Beschäftigungszeiten und sonstigen Zeiten um- 
fassen 

a) Leistungsansprüche und Anwartschaften, die 
unter Teil III des Zweiten Abkommens fallen, 
auch wenn die ihnen zugrunde liegenden Ver- 
sicherungszeiten nach dem 30. April 1945, aber 
vor dem Tage der Unterzeichnung dieses Ver- 
trages zurückgelegt worden sind oder die ihnen 
zugrunde liegenden Arbeitsunfälle (Berufskrank- 
heiten) in diesem Zeitpunkt eingetreten sind; 


b) für den Bereich der Pensions(Renten)versiche- 
rung vor dem l.Mai 1945 zurückgelegte 

aa) Beschäftigungszeiten einschließlich solcher 
Zeiten, während derer der Betreffende 
wegen seiner Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst versicherungsfrei war oder der 
Versicherungspflicht nicht unterlag, 

bb) sonstige Zeiten, 

die nur deshalb nicht unter Teil III des Zweiten 
Abkommens fallen, weil es Beschäftigungszeiten 
oder sonstige Zeiten sind; 

c) die in Buchstabe b bezeichneten Zeiten, die, 
weil sie nach dem 30. April 1945, aber vor dem 
Tage der Unterzeichnung dieses Vertrages 
zurückgelegt worden sind, auch dann nicht 
unter Teil III des Zweiten Abkommens fallen 
würden, wenn dieser für Beschäftigungszeiten 
und sonstige Zeiten gälte. 

3. Die nach den Ziffern 1 und 2 zu treffenden Rege- 
lungen sollen für Personen gelten, die sich am 
Tage der Unterzeichnung des Zweiten Abkommens 
oder dieses Vertrages nicht nur vorübergehend im 
Gebiet der Republik Österreich aufgehalten haben 
und an dem für sie in Betracht kommenden 
Aufenthaltstag entweder deutsche Staatsangehörige 
gewesen sind oder als Volksdeutsche anzusehen 
waren; sie sollen nicht für Personen gelten, die 
nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in einem der 
in Teil III des Zweiten Abkommens genannten 
Staaten begründet haben." 

Ich darf hiermit das Einverständnis mit dem Inhalt 
Ihres Schreibens erklären. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schröder 


Seiner Exzellenz 

dem österreichischen Botschafter 
Herrn DDr. Josef Schöner 
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Denkschrift 

zum Vertrag vom 27. November 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung von Schäden der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten, 
über weitere finanzielle Fragen und Fragen aus dem sozialen Bereich 
(Finanz- und Ausgleichsvertrag) 


Übersicht 

I. Verlauf und Gesamtergebnis der Verhandlungen 

II. Grundprobleme 

III. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen des Vertrages und seiner Anlagen 

I. Verlauf und Gesamtergebnis I sozialen Bereich die in den Teilen I bis III des Ver- 


der Verhandlungen 

Während der Verhandlungen über den deutsch- 
österreichischen Vermögensvertrag (Bundesgesetz- 
blatt 1958 II S. 129) hatte die österreichische Seite 
immer wieder den Wunsch geäußert, gleichzeitig 
auch über die von den in Österreich lebenden 
Volksdeutschen Flüchtlingen und Umsiedlern gel- 
tend gemachten Ansprüche sowie über Fragen der 
Wiedergutmachung und der Abgabenseite des 
Lastenausgleichs zu verhandeln und Vereinbarun- 
gen hierüber in den Vermögensvertrag aufzu- 
nehmen. Diesem Wunsche wurde zwar nicht Rech- 
nung getragen; in einem Briefwechsel wurde jedoch 
festgelegt, nach Unterzeichnung des Vermögensver- 
trages in Besprechungen über diese Fragenkreise 
einzutreten. 

Die dem Abschluß des Vermögensvertrages folgen- 
den Besprechungen fanden im Rahmen der 1955 
eingesetzten deutsch-österreichischen Gemischten 
Kommission statt. Leiter der deutschen Delegation 
war Ministerialdirektor Dr. Feaux de la Croix; 
Leiter der österreichischen Delegation war Botschaf- 
ter DDr. Schöner. Nach längeren Verhandlungen 
wurde Einvernehmen darüber erzielt, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland der Republik Österreich 
einen finanziellen Beitrag zu den von ihr zu erlas- 
senden innerstaatlichen Regelungen zugunsten der 
Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten gewähren 
werde. 

Die deutschen und österreichischen Außen- und 
Finanzminister vereinbarten auf ihrem Treffen in 
Bad Kreuznach am 12. Juni 1961, mit dem Vertrag 
eine abschließende Regelung für alle aus der Zeit 
vom 13. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 herrühren- 
den noch offenen deutsch-österreichischen finanziel- 
len Fragen in der Weise zu treffen, daß die Bundes- 
republik Deutschland der Republik Österreich für 
ihre Regelungen zugunsten der Vertriebenen und 
Umsiedler und zugunsten der Verfolgten sowie für 
eine Regelung der noch offenen Fragen aus dem 


träges genannten Globalzahlungen gewährt. 

Der Vertrag ist wie folgt gegliedert: 

Teil I Regelung für Vertriebene und Umsiedler, 
Teil II Regelung für Verfolgte, 

Teil III Fragen aus dem sozialen Bereich, 

Teil IV Steuer- und Abgabenfragen, 

Teil V Allgemeine Bestimmungen (Abschluß- und 
Schiedsklausel), 

Teil VI Schlußbestimmungen (Berlin-Klausel und 
Ratifizierung). 

Zum Vertrag gehören ferner die Anlage 1, die 
Ausführungsbestimmungen zum Teil I (Regelung 
für Vertriebene und Umsiedler) enthält, die Anlage 2 
(zu Artikel 4), in der Ausführungsbestimmungen zum 
österreichischen Wohnungsbauprogramm für die 
Unterbringung deutscher Staatsangehöriger aus 
österreichischen Barackenlagern enthalten sind und 
das Schlußprotokoll. Angeschlossen ist ein Noten- 
wechsel. 

Die Unterzeichnung des Vertrages erfolgte am 
27. November 1961 in Bonn. 


II. Grundprobleme 

A. Zum Teil I des Vertrages 
(Vertriebene und Umsiedler) 

Die österreichische Seite ging davon aus, daß die 
Bundesrepublik rechtlich verpflichtet sei, die volle 
Last zu tragen, die sich aus einer österreichischen 
Lastenausgleichsregelung für die in Österreich 
ansässigen Vertriebenen und Umsiedler ergeben 
würde. Die „Rechtsanspruchstheorien", die von der 
österreichischen Seite zur Begründung ihrer Ansicht 
vorgetragen wurden, hat sich der Deutsche Bundes- 
tag bereits im Rahmen der Gesetzgebung über den 
Lastenausgleich und bei der Regelung der durch 
den Krieg und den Zusammenbruch des Deutschen 
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Reiches entstandenen Schäden nicht zu eigen ge- 
macht, Auch die deutschen Gerichte haben die von 
den Umsiedlern gegen die Bundesrepublik geltend 
gemachten Ansprüche zurückgewiesen. Nach dem 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches obliegt es 
der Republik Österreich, eine eigene Regelung für 
die in ihrem Staat ansässigen Kriegsgeschädigten 
zu treffen. 

Die Schäden der in Österreich lebenden Vertriebe- 
nen und Umsiedler sind noch nicht geregelt. Wegen 
ihres ausländischen Wohnsitzes erhalten sie keine 
Entschädigungen nach dem deutschen Lastenaus- 
gleichsgesetz. Nach dem anliegenden Vertrag sollen 
diese Personen in die Regelung des österreichischen 
Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes einbe- 
zogen werden. Dabei wird es sich allerdings, ver- 
glichen mit dem deutschen Lastenausgleich, nur um 
eine eingeschränktere Regelung handeln, da das 
österreichische Kriegs- und Verfolgungssachschäden- 
gesetz nach Voraussetzung, Höhe und Umfang der 
Entschädigungen engere Grenzen als das deutsche 
Lastenausgleichsgesetz zieht und insbesondere nur 
für Verluste an Hausrat und Berufsinventar sowie 
im Rahmen einer Härteregelung Leistungen ge- 
währt. Die Bundesrepublik wird sich nach dem 
Vertrag an dieser österreichischen Lastenausgleichs- 
regelung finanziell beteiligen; im übrigen erklärt 
sie sich zu weiteren Verhandlungen über eine 
zusätzliche angemessene finanzielle Beteiligung an 
Österreichischen Aufwendungen bereit, wenn die 
Republik Österreich auch für andersartige Ver- 
mögensverluste der Vertriebenen und Umsiedler 
deutscher Volkszugehörigkeit Leistungen vorsehen 
sollte. 

Eine deutsche finanzielle Beteiligung an den öster- 
reichischen Aufwendungen für Vertriebene und Um- 
siedler konnte nur insoweit in Betracht gezogen 
werden, als es sich um Leistungen an Personen 
deutscher Volkszugehörigkeit handelt. Die deutsche 
Globalzahlung hierfür beträgt 125 Millionen DM. 
Bei dieser Summe ging die deutsche Seite nach 
Prüfung des von der österreichischen Seite vor- 
gelegten Zahlenmaterials davon aus, daß für eine 
befriedigende österreichische Lösung ein Gesamt- 
betrag von 325 Millionen DM erforderlich sein wird. 
Die österreichische Regierung hat demgegenüber 
erklärt, daß sie das Ausmaß der erforderlichen 
finanziellen Aufwendungen noch nicht in vollem 
Umfang übersehen könne; die Republik Österreich 
würde jedoch die genannte Regelung im Geiste des 
beabsichtigten Vertrages ohne Rücksicht auf die 
Höhe des tatsächlich entstehenden Aufwands durch- 
führen. Diese beiderseitigen Erklärungen wurden in 
dem dem Vertrag angeschlossenen Notenwechsel I 
festgehalten. 

Die österreichische Seite will demnach den Belan- 
gen der Heimatvertriebenen im Sinne einer ange- 
messenen Regelung für die ihnen entstandenen 
Verluste unter Berücksichtigung der österreichischen 
Leistungsfähigkeit und der österreichischen gesetz- 
geberischen Maßnahmen für andere Geschädigten- 
gruppen entsprechen. 

B. Zum Teil II des Vertrages (Verfolgte) 

Die Republik Österreich hat die Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts in einer 


Reihe von Gesetzen geregelt. Während die Rück- 
stellungsgesetze, die im wesentlichen den im Bun- 
desgebiet geltenden Rückerstattungsgesetzen ent- 
sprechen, die Rückübertragung noch vorhandener 
entzogener Vermögenswerte regeln, sieht das 
Opferfürsorgegesetz eine Entschädigung für Frei- 
heitsentziehung und Körperschäden vor. Ferner sah 
der mit dem österreichischen Bundesgesetz vom 
18. Januar 1956 errichtete Hilfsfonds Leistungen an 
im Ausland lebende Verfolgte vor. Da die Leistungen 
nach den österreichischen Wiedergutmachungsge- 
setzen erheblich unter denen der im Bundesgebiet 
geltenden Wiedergutmachungsgesetze Zurückblei- 
ben, haben die Verfolgtenverbände wiederholt einen 
Ausbau der österreichischen Wiedergutmachungs- 
gesetze gefordert. Die Republik Österreich hat sich 
grundsätzlich zu einem Ausbau bereit erklärt, falls 
sich die Bundesrepublik Deutschland an den zusätz- 
lichen Leistungen beteiligen würde. 

Auch auf diesem Gebiet ist die Republik Österreich 
zunächst davon ausgegangen, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland rechtlich verpflichtet sei, die volle 
Last zu tragen, die sich aus dem Ausbau der 
Wiedergutmachungsgesetzgebung ergeben würde. 
Die deutsche Seite hat einen Anspruch abge- 
lehnt, da sie nicht für alle Handlungen des Deut- 
schen Reichs haftbar gemacht werden könne und 
nach dessen Zusammenbruch es der Republik Öster- 
reich obliege, eine eigene Regelung für Verfol- 
gungsmaßnahmen zu treffen, die im Gebiete ihres 
Staates durchgeführt wurden. 

Nachdem im Jahre 1956 acht Staaten (Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Luxemburg, Niederlande und Norwegen) bei der 
Bundesregierung Vorstellungen erhoben haben, die 
auf eine Entschädigung auch derjenigen Verfolgten 
gerichtet waren, die die Wohnsitz- oder Aufenthalts- 
voraussetzungen der innerdeutschen Wiedergut- 
machungsgesetze nicht erfüllen, ist die Republik 
Österreich auch ihrerseits mit demselben Begehren 
vorstellig geworden. 

Mit sieben der genannten Staaten hat die Bundes- 
republik inzwischen Verträge auf dem Gebiet der 
Wiedergutmachung abgeschlossen. Dabei hat die 
Bundesregierung sich, nicht zuletzt auch im Bewußt- 
sein der menschlichen Bedeutung dieser Frage, 
bereit erklärt, an die betreffenden Staaten Leistun- 
gen zugunsten ihrer von nationalzosialistischen 
Verfolgungsmaßnahmen betroffenen Staatsangehö- 
rigen zu erbringen. 

Aus den vorgenannten Gründen kam hinsichtlich 
der Republik Österreich eine volle Übernahme der 
österreichischen Leistungen an Verfolgte nicht in 
Betracht. Da es sich aber nicht leugnen ließ, daß 
durch den Einmarsch deutscher Truppen nach Öster- 
reich Kräfte freigesetzt worden sind, die das Aus- 
maß der Verfolgungsmaßnahmen wesentlich erhöht 
haben, glaubte die Bundesrepublik Deutschland, 
einen Beitrag zu den österreichischen Wiedergut- 
machungsleistungen nicht verweigern zu können. 
Sie hat sich daher in dem Vertrag bereit erklärt, 
einen Betrag von 95 Millionen DM als Beitrag an 
die Republik Österreich zu zahlen. 

Durch den Vertrag wird endgültig klargestellt, daß 
die Zuständigkeit für die Wiedergutmachung der 
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im Gebiet der Republik Österreich erfolgten Ver- 
folgungsmaßmahmen allein bei der Republik Öster- 
reich liegt. Ferner ergibt sich aus Artikel 24 des 
Vertrags, daß weitere Forderungen auch auf diesem 
Gebiet von der Republik Österreich gegen die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht mehr gestellt werden 
können. 


C. Zum Teil III des Vertrages 

(Fragen aus dem sozialen Bereich) 

Die österreichische Seite machte Ansprüche zur Ab- 
geltung von Fragen aus dem sozialen Bereich in 
Höhe von 150 Millionen DM geltend, die im Laufe 
der Verhandlungen wegen angeblicher Vermögens- 
einbußen der Sozialversicherungsträger aus der 
sogenannten Anschlußzeit noch erhöht wurde. Die 
von der österreichischen Seite vorgebrachte Haupt- 
forderung bezog sich auf eine Übernahme (zumin- 
dest Beteiligung) der Sozialleistungen für einge- 
bürgerte Volksdeutsche, und zwar auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung wie auch der Kriegsopfer- 
versorgung durch die Bundesrepublik. Diese Forde- 
rung wurde aus grundsätzlichen Erwägungen mit 
dem Hinweis abgelehnt, daß die in Österreich ein- 
gebürgerten Volksdeutschen an der Erarbeitung des 
Sozialprodukts und damit des Steuer- und Beitrags- 
aufkommens des österreichischen Staates und der 
Versicherungsträger mitwirken bzw. mitgewirkt 
haben. Somit sei es recht und billig, daß der öster- 
reichische Staat bzw. die Sozialversicherungsträger 
auch die auf diesen Personenkreis entfallenden 
Sozialleistungen erbringen. Auch die Forderung, 
vermögensrechtliche Ansprüche österreichischer 
Versicherungsträger gegen deutsche Versicherungs- 
träger aus der sogenannten Anschlußzeit zu berück- 
sichtigen, wurde mit der Begründung abgelehnt, 
daß diese überhaupt nicht nachprüfbar seien und 
auf der Fiktion einer Vermögensanlage ohne Be- 
rücksichtigung der den Wirtschaftsablauf beein- 
trächtigenden Zeitumstände beruhten. Zudem fallen 
diese Ansprüche unter den Verzicht des Artikels 23 
des österreichischen Staatsvertrages. *) 

Da die österreichische Seite diese Argumentation 
nicht anerkannte, wurde schließlich, um alle aus 
der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 
herrührenden Fragen zu bereinigen, folgende Rege- 
lung vorgesehen: 

a) eine Pauschalierung der deutschen Verpflich- 
tungen aus dem Zweiten Sozialversicherungs- 
abkommen. 

Unter Abänderung dieses Abkommens sollen 
die Leistungsansprüche und Anwartschaften der 
sich in Österreich aufhaltenden Flüchtlinge und 
Vertriebenen deutscher Staatszugehörigkeit, die 
weder gegen österreichische noch gegen deut- 
sche Versicherungsträger Ansprüche aus ihren 
im Heimatland zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten haben, ohne Rücksicht auf ihre Herkunfts- 
gebiete geregelt werden. 


*) Worllaut siohc S. 36 zu III (Einzelbestimmungen) . 
Zu Artikel 15 


b) die Gewährung von Zuschüssen zu den Aufwen- 
dungen nach dem österreichischen Auslands- 
rentenübernahmegesetz. 

Zwar stehen einer deutschen Beteiligung bei 
dieser dem deutschen Fremdrentenneuregelungs- 
gesetz entsprechenden Regelung Bedenken ent- 
gegen. Es ist geltend zu machen, daß der Anteil 
der Vertriebenen an den Sozialleistungen ge- 
ringer ist als bei den Einheimischen, der 
Prozentsatz der erwerbstätigen Vertriebenen 
gegenüber den Einheimischen bei der Erarbeitung 
des Sozialprodukts sogar größer. Es ist daher 
gerechtfertigt, daß auch der österreichische 
Sozialversicherungsträger ebenso wie der deut- 
sche diese Rentenlast allein aus den Beiträgen 
aufbringt. Die trotzdem aus politischen Gründen 
vorgesehene deutsche Beteiligung kommt daher 
in der Formulierung des Teils III des Abkom- 
mens nur indirekt in der Bemessung des Pau- 
schalbetrages zum Ausdruck. 

c) eine Nachversicherung für rentenversicherungs- 
freie Dienstverhältnisse bei ehemaligen reichs- 
deutschen Dienststellen, soweit ihre Dienstange- 
hörigen nachträglich nicht verbeamtet wurden, 

d) die Regelung der Frage der Erstattung von Vor- 
schüssen auf Rentenleistungen an die in Öster- 
reich lebenden Südtiroler und Kanaltaler Um- 
siedler, 

e) die Abgeltung eines Differenzbetrages zu Gunsten 
Österreichs auf Grund einer Verwaltungsver- 
einbarung aus dem Jahre 1952 über die Behand- 
lung von Kriegsopfern. 

Die österreichische Seite machte während der Ver- 
handlungen folgende Forderungen geltend: 
Pauschalierung des Zweiten 
Sozialversicherungsabkom- 
mens 80 Millionen DM 

österreichisches Auslands- 
rentenübernahmegesetz 16 Millionen DM 

vermögensrechtliche 
Ansprüche der Angestellten- 
versicherung 4 Millionen DM 


Nachversicherung 7 Millionen DM 

Pensionsversicherung der Süd- 
tiroler und Kanaltaler sowie 
Heilbehandlung deutscher 

Kriegsopfer 1 Millionen DM 

Stichtagsverlegung beim Aus- 
landsrentenübernahmegesetz . 10 Millionen DM 


zusammen 1 1 8 Millionen DM. 


Die Höhe der Forderungen bei einigen Positionen 
(Zweites Abkommen, Nachversicherung, Stichtags- 
verlegung) wie die Rechtmäßigkeit einiger An- 
sprüche (vermögensrechtliche Ansprüche, Auslands- 
rentenübernahmegesetz) konnten von deutscher 
Seite nicht zugestanden werden. 

Beide Vertragspartner einigten sich auf den in Ar- 
tikel 17 genannten Betrag von 95 Millionen DM, 
obgleich dort unter „insbesondere" nur drei Pro- 
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bleme (Zweites Sozialversicherungsabkommen/Pen^ 
sionsversicherung der Südtiroler und Kanaltaler 
Umsiedler/Heilbehandlung von Kriegsbeschädigten) 
aufgeführt sind. Damit gelten alle zwischen Öster- 
reich und Deutschland noch offengebliebenen Fragen 
aus dem sozialen Bereich als bereinigt (s. Artikel 24 
des Vertrags). 

D. Zum Teil IV des Vertrages (Steuer- und Ab- 
gabenfragen) 

Teil IV regelt Steuer- und Abgabenfragen, soweit 
sie mit der nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG) 
zu erhebenden Vermögensabgabe (VA) und den 
einmaligen Abgaben vom Vermögenszuwachs und 
vom Vermögen nach der österreichischen Gesetz- 
gebung Zusammenhängen. 

Bei der nach dem LAG zu erhebenden VA sind den 
Angehörigen der Vereinten Nationen (AVN) be- 
sondere Vergünstigungen eingeräumt. Die AVN, 
die nach dem Recht einer der Vereinten Nationen 
gegründeten Körperschaften und die nach deut- 
schem Recht gegründeten Kapitalgesellschaften mit 
einer AVN-Beteiligung von mindestens 85 v. H. 
waren nach Maßgabe des Artikels 6 des Zehnten 
Teils des Überleitungsvertrags für die Zeit vom 
1. April 1949 bis 31. März 1955 von der VA befreit. 
Die zu den „Vereinten Nationen" im Sinne dieser 
Vorschrift gehörenden Staaten ergeben sich aus 
dem Gesetz Nr. 54 der Alliierten Hohen Kommis- 
sion. Einzelheiten über den Umfang der Vergünsti- 
gungen sind aus dem Erlaß des Bundesministers 
der Finanzen vom 25. Februar 1956 (Bundessteuer- 
blatt I S. 47) ersichtlich. 

Mit der Schweiz, mit Schweden, Portugal und 
Spanien, die nicht zu den Vereinten Nationen im 
Sinne des Gesetzes Nr. 54 der Alliierten Hohen 
Kommission gehören, ist vertraglich vereinbart 
worden, daß ihre Staatsangehörigen für die VA den 
AVN gleichgestellt werden. Die Gleichstellung ist 
grundsätzlich von einem Entgegenkommen dieser 
Staaten auf anderen Gebieten, insbesondere auf 
dem Gebiet des beschlagnahmten deutschen Ver- 
mögens, abhängig gemacht worden. Unter Berufung 
auf diese Abkommen hat Österreich ebenfalls die 
Gleichstellung der österreichischen Staatsangehöri- 
gen mit den AVN gewünscht. Im Hinblick auf den 
deutsch-österreichischen Vermögensvertrag und im 
Hinblick darauf, daß Österreich sich bereit erklärt 
hat, bei der Heranziehung deutscher Staatsange- 
höriger zu der nach der österreichischen Gesetz- 
gebung zu erhebenden Vermögensabgabe und bei 
den Beiträgen zum österreichischen Wohnhaus- 
wiederaulbaufonds Vergünstigungen zu gewähren, 
ist diesem Wunsch in dem anliegenden Vertrags- 
werk entsprochen worden. 

Die österreichischen Staatsangehörigen mußten bis- 
her die Leistungen auf die Soforthilfeabgabe (SHA) 
und VA in vollem Umfang erbringen. Durch die 
nachträgliche Gleichstellung der österreichischen 
Abgabepflichtigen mit den AVN ergibt sich somit 
eine Überzahlung an SHA und VA für die Zeit vom 
1. April 1949 bis 31. März 1955, die mit etwa 5 bis 
6 Millionen DM anzunehmen ist. 


III. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 
des Vertrages und seiner Anlagen 

A. Zum Teil I und Anlagen 1 und 2 

Zu Artikel 1: 

Artikel 1 enthält die grundlegende Absprache, daß 
sich die Bundesrepublik Deutschland an den finan- 
ziellen Aufwendungen beteiligt, die durch die künf- 
tige österreichische Gesetzgebung über Entschädi- 
gungsleistungen an deutsche Volkszugehörige für 
Vertreibungs- und Umsiedlerschäden entstehen. 
Aus den ineinandergreifenden Artikeln 1 bis 3 er- 
gibt sich, daß die Bundesrepublik Deutschland einen 
festen Beitrag gewährt, die Republik Österreich da- 
gegen feste Bindungen über den Inhalt ihrer künf- 
tigen Gesetzgebung eingeht. Sie beziehen sich auf 
Art und Höhe der Schäden und der Entschädigung 
sowie die Abgrenzung des berücksichtigungsfähigen 
Personenkreises. 

Wer deutscher Volkszugehöriger ist, wurde im Ver- 
trag unter Auswertung des beiderseitigen inner- 
staatlichen Rechts festgehalten. Sowohl für die 
Abgrenzung des Personenkreises als auch für die 
Gewährung der Entschädigung werden deutsche 
Staatsangehörige, österreichische Staatsangehörige 
und deutsche Volkszugehörige ohne eine dieser 
beiden Staatsangehörigkeiten in vollem Umfange 
gleich behandelt. Auf die Darlegung der Grund- 
probleme in Teil II wird im übrigen Bezug genom- 
men. 

Zu Artikel 2 und Anlage 1: 

Gegenstand des Abkommens sind Personen deut- 
scher Volkszugehörigkeit, für deren Betreuung und 
Entschädigung mit Rücksicht auf ihren jetzigen oder 
früheren Aufenthalt in Österreich die Republik 
Österreich zuständig ist. Damit werden Vertriebene 
und Umsiedler erfaßt, die in der Bundesrepublik 
Deutschland aus einer Reihe von Gründen, insbe- 
sondere mangels Erfüllung der deutschen Stichtags- 
und Aufenthaltsvoraussetzungen für ihre Schäden 
nicht entschädigt werden. Die im Vertrag aufge- 
führten Schäden sind solche, die der bisherigen 
österreichischen Gesetzgebung für Inlandschäden 
entsprechen und auch in der Bundesrepublik durch 
Zuerkennung von Entschädigungsansprüchen oder 
durch Gewährung von Darlehen und Beihilfen be- 
rücksichtigt werden. 

Die Festlegung der Personengruppen und deren 
Abgrenzung im einzelnen ist mit Rücksicht auf den 
erforderlichen Umfang der Vereinbarungen einer 
besonderen Anlage Vorbehalten. Sie übernimmt 
eine Reihe von Merkmalen des deutschen Lasten- 
ausgleichsrechts und befaßt sich insbesondere mit 
den Personen, den Schäden, den Aufenthallsvoraus- 
setzungen und Stichtagen, den Staatsangehörig- 
keitsfragen sowie den Überschneidungsfällen 
zwischen deutschem und österreichischem Recht. 
Die Definition der Vertriebenen, der Umsiedler so- 
wie der Vertreibungsschäden und Umsiedlerschäden 
entspricht derjenigen des Lastenausgleichsrechts. Die 
Leistungen aus dem deutschen Lastenausgleich 
haben den Vorrang. Auf dieser Grundlage regelt 
die Anlage zahlreiche Besonderheiten und Über- 
schneidungen. 
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Maßgebender Stichtag für die Abgrenzung der 
Leistungsempfänger ist der 1. Januar 1960. Darüber 
hinaus werden auch Personen berücksichtigt, die 
vorher in die Bundesrepublik abgewandert sind. 
Für Aussiedler oder Heimkehrer, die nach dem 1. 
Januar 1960 nach Österreich gelangen, wird eine 
Entschädigungsberechtigung anerkannt, wenn sie 
im Wege der Familienzusammenführung eintreff en,- 
hierbei sind deutsche Erfahrungen im Lastenaus- 
gleich ausgewertet worden. 

Artikel 2 Abs. 1 verpflichtet die Republik Öster- 
reich, das österreichische Kriegs- und Verfolgungs- 
sachschädengesetz (KVSG) auf Vertriebene und 
Umsiedler zu erweitern und ihnen die gleichen 
Leistungen zu gewähren, die auch an Kricgssach- 
geschädigte und Verfolgte gewährt werden. Um Art 
und Umfang der Leistungen deutlich zu machen, 
sind sie im einzelnen aufgeführt. 

Die Hausratentschädigung entspricht nach Art und 
Größenordnung in etwa der Hausratentschädigung 
nach Lastenausgleichsrecht. Die wichtigsten Abwei- 
chungen bestehen in der Methode der Schadensbe- 
rechnung, die von einem Punktsystem nach 
Zimmerzahl und Einrichtung ausgeht, in der Be- 
schränkung auf Personen mit einem Stichtagsein- 
kommen 1955 nicht über 72 000 Schilling und in 
einer anderen Abgrenzung derjenigen Fälle, in 
denen wegen Teilverlust keine Zahlungen gewährt 
werden. 

Die Entschädigung für zur Berufsausübung erfor- 
derliche Gegegenstände kann mit wesentlichen 
Elementen der deutschen Hauptentschädigung ver- 
glichen werden. Die Entschädigung wird gewährt 
für den Verlust von Einrichtungsgegenständen, 
Geräten und Maschinen von gewerblichen und 
landwirtschaftlichen Betrieben und für freiberuflich 
Tätige, in der praktischen Durchführung in gewis- 
sem Umfang auch für Unselbständige. Die Abgren- 
zung erfaßt in etwa das Anlagevermögen (jedoch 
ohne Grundstücke) und berücksichtigt nicht das 
Umlaufvermögen. Da die Entschädigung in ein 
Verhältnis gesetzt ist zu dem gemeinen Wert des 
Verlustes, nicht dagegen zu Teilwerten im Rahmen 
des Einheitswertes, ergeben sich Entschädigungs- 
beträge, die den auf Anlagevermögen rechnerisch 
entfallenden Anteil der deutschen Hauptentschädi- 
gung bei kleineren Verlusten überschreiten kön- 
nen. Der Höchstbetrag ist mit 25 000 Schilling 
festgelegt, kann jedoch nur im Zusammenhang mit 
den Leistungen aus der Härteregelung zutreffend 
gewürdigt werden. Auch hier darf die Einkommens- 
grenze von 72 000 Schilling nicht überschritten sein. 

Nach der Härteregelung wird für den gleichen Per- 
sonenkreis ein Härteausgleich bis zu 50 000 Schilling 
(einschließlich der Entschädigung nach § 9 KVSG) 
gewährt werden, wenn die Milderung eines Not- 
standes durch Gewährung der Entschädigung nach 
§ 9 allein nicht erreicht wird. Dabei werden außer 
dem Anlagevermögen auch alle sonstigen Gegen- 
stände, die mit zum erforderlichen Inventar oder 
zum gewerblichen Umlaufvermögen zählen, be- 
rücksichtigt. Die Härteregelung enthält Elemente 
sowohl einer Aufstockung der Entschädigung als 
auch einer Beihilfe zur Eingliederung, wie sie nach 


deutschem Recht durch die Gewährung von Aufbau- 
darlehen angestrebt wird. 

Das System der Kriegsschadenrente ist dem öster- 
reichischen KVSG fremd. Die Bemühungen um eine 
der Unterhaltshilfe vergleichbaren laufenden Rente 
zur Sicherung des Existenzminimums führten nicht 
zum Erfolg. Die österreichischen Bedenken bezogen 
sich unter anderem auf die unvermeidbare Rückwir- 
kung auf Kriegssachgeschädigte und Verfolgte, die 
sich insbesondere aus einer Meistbegünstigungs- 
klausel für Verfolgte ergibt. Das Fehlen einer 
österreichischen Unterhallshilfe ist der wichtigste 
Anlaß für die Schaffung des Artikels 6 Abs. 2 des 
Vertrages. 

Die durchschnittlichen Aufwendungen, die sich aus 
der vorgesehenen Erweiterung des KVSG ergeben, 
sind für die vergleichbaren Schäden im Einzelfall 
jedenfalls nicht höher als die Beträge, die ver- 
gleichsweise in der Bundesrepublik gewährt werden 
würden. Da jedoch nach KVSG nur ein Teil der 
Schäden berücksichtigt wird, da wirtschaftlich besser 
Gestellte ausfallen, und eine eigentliche umfassende 
Hauptentschädigung fehlt, ist insgesamt die Ent- 
schädigung nach österreichischem Recht allgemein 
und im Einzelfall erheblich niedriger als die deut- 
sche Hauptentschädigung. Auch muß berücksichtigt 
werden, daß eine Reihe von Leistungen, die zum 
deutschen Lastenausgleichssystem gehören, über- 
haupt nicht gewährt werden. Verglichen mit dem 
deutschen Lastenausgleichsgesetz handelt es sich 
somit um eine nach Art und Umfang wesentlich be- 
scheidenere Gesamtlösung. 

Die Erbregelung im österreichischen KVSG ist erheb- 
lich strenger als diejenige im deutschen Lastenaus- 
gleich, da das allgemeine Erbrecht nur in Todesfällen 
nach der Entscheidung über die Entschädigungs- 
leistungen Anwendung findet. Ist der Geschädigte 
vorher verstorben, werden nur nahe Angehörige, 
die mit ihm in Haushaltsgemeinschaft lebten, be- 
rücksichtigt. 

Der deutsche Lastenausgleich zeigt, daß hinsichtlich 
Schädigung und Beweislage für Kriegssachgeschä- 
digte und Vertriebene beachtliche Unterschiede be- 
stehen. Deshalb muß die Beweisnot der Vertriebenen 
in gesetzlichen Regelungen und bei deren Durchfüh- 
rung ausreichend berücksichtigt werden, um die 
gesetzgeberische Konzeption der Gleichbehandlung 
auch zu erreichen. Die schematische Übertragung der 
für innerösterreichische Schäden geltenden Beweis- 
vorschriften würde zu einer Schlechterstellung füh- 
ren. Dem soll die Zusicherung in Artikel 2 Abs. 2 
entgegen wirken. 

Die Republik Österreich hat inzwischen das soge- 
nannte Anmeldegesetz verabschiedet. Ein selbstän- 
diges Entschädigungsgesetz, das den Inhalt des bis- 
herigen KVSG — zugeschnitten auf Vertriebene und 
Umsiedler — wiederholt, soll folgen und mit der 
Ratifizierung in Kraft treten. 

Zu Artikel 3 ; 

Artikel 3 regelt die finanziellen Verpflichtungen, die 
der Bundesrepublik Deutschland aus dem Vertrag 
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erwachsen. Ein Festbetrag von 125 Millionen Deut- 
sche Mark ist in vier gleichen Jahresraten zu ent- 
richten. Die erste Rate ist ein halbes Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages zu zahlen. Für Vor- 
leistungen des Ausgleichsfonds werden zur pau- 
schalen Abgeltung sonst erforderlich gewordener 
Individualerstattungen 12 Millionen Deutsche Mark 
in vier Raten von je 3 Millionen abgezogen. 

Grundlage für die Vereinbarung eines festen Bei- 
trages war, daß die Leistungen, die die Republik 
Österreich an den im Vertrag aufgeführten Perso- 
nenkreis zu erbringen hat, fest umrissen sind. Dies 
erlaubte deutscherseits trotz zahlreicher Unsicher- 
heitsfaktoren eine ungefähre Schätzung der voraus- 
sichtlichen Gesamtaufwendungen. In dem Noten- 
wechsel I kommt zum Ausdruck, daß die Bundes- 
republik bei der Bemessung des deutschen Beitrages 
davon ausgegangen ist, daß Gesamtaufwendungen 
in einer Größenordnung von 325 Millionen Deutsche 
Mark erforderlich werden. 

Welche Aufwendungen tatsächlich entstehen wer- 
den, hängt außer von den objektiven Faktoren in 
ganz besonderem Maße von den Anforderungen an 
die Beweisführung durch die Geschädigten ab. Aus 
diesem Grunde kommt dem Artikel 2 Abs. 2, der 
angesichts der deutschen Erfahrungen im Lastenaus- 
gleich auf angemessene Beweiserleichterung abzielt, 
sowie dem Austausch der Ratifikationsurkunden erst 
nach der Veröffentlichung der in den Artikeln 2, 8 
Abs. 2 und 9 vorgesehenen Gesetze besonderes 
Gewicht zu. Angesichts der Pauschalregelung ist 
ferner das beiderseitige Zusammenwirken und die 
Gewährung von Amtshilfe nach Artikel 7 von er- 
heblicher Bedeutung. 

Die Festlegung des Zeitraumes von fünf Jahren in 
Absatz 2 beruht auf den bisherigen österreichischen 
Erfahrungen bei der Durchführung des KVSG sowie 
auf einer Abschätzung der Arbeitskapazität der 
österreichischen Verwaltung. Die Vereinbarung 
eines Zeitraumes ist für den Erfolg des Vertrages 
wesentlich. Ein möglichst kurzer Zeitraum ist um so 
wichtiger, als infolge Härten der österreichischen 
Erbregelung ein Teil der Erben mit dem Tode des 
unmittelbar Geschädigten ausfällt. 

Zu Artikel 4 und Anlage 2: 

In Wohnlagern der Republik Österreich befinden 
sich noch etwa 800 Haushaltungen von Flüchtlingen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit. Außerdem lebten 
im September 1960 in Österreich noch 335 Familien 
mit deutscher Staatsangehörigkeit in 275 Baracken, 
die unter der Verwaltung von Ländern, Gemeinden 
und Privaten stehen. Von diesen insgesamt über 
1100 Haushaltungen sind in einem anlaufenden, mit 
österreichischen und ausländischen Mitteln finan- 
zierten Lagerräumungsprogramm, das den Bau von 
zunächst 2000 Wohnungen vorsieht, 100 deutsche 
Familien bereits berücksichtigt. Eine gewisse Erhö- 
hung dieser Zahl wäre ohne ergänzende bundes- 
deutsche Mittel, teils wegen Zweckbindung aus- 
ländischer Mittel, teils wegen der Begrenztheit der 
finanziellen Möglichkeiten Österreichs nur unter 
Verzicht auf eine Gesamtlösung zu bewirken. Die 


Republik Österreich ist jedoch bereit und in der 
Lage, sich in der vorgesehenen Weise, nämlich mit 
einem Drittel der insgesamt benötigten öffentlichen 
Mittel an der Finanzierung der Gesamtlösung für 
deutsche Lagerbewohner im Rahmen einer Aus- 
weitung des österreichischen Programms von 2000 
auf über 3000 Wohnungen zu beteiligen. Ohne die 
deutsche Hilfe würde also der größte Teil der Lager- 
bewohner mit deutscher Staatsangehörigkeit in 
Lagern verbleiben müssen. Praktisch würden mit 
der deutschen Hilfe dagegen alle übersehbaren ge- 
eigneten Fälle nach Ablauf von etwa drei Jahren 
ihre Erledigung finden. 

Die Finanzierung der zu bauenden Wohnungen geht 
von einer durchschnittlichen Miete von etwa 
6,5 Schilling oder rd. 1,10 DM je qm und von Ge- 
samtkosten in Höhe von durchschnittlich etwa 
134 000 Schilling je Wohnung aus. Dabei wird ein 
Teil der Grundstücke geschenkweise bereitgestellt. 
Eine erhöhte Miete kann bei den augenblicklichen 
Wirtschafts- und Einkommensverhältnissen von den 
österreichischen und deutschen Lagerbewohnern 
nicht gezahlt werden. Die dadurch und insoweit 
bedingte Vollfinanzierung ergibt einen öffentlichen 
Finanzierungsgesamtbedarf von 19,5 Millionen DM 
bei etwa 900 zu bauenden Wohnungen. Von diesem 
Betrag soll im durchgehenden und konstanten Ver- 
hältnis von 1 : 2 die Republik Österreich bis zu 
6,5 Millionen DM, die Bundesrepublik Deutschland 
bis zu 13 Millionen DM übernehmen. Mit diesen 
Mitteln sollen Wohnungen für alle in von öster- 
reichischen Gebietskörperschaften unterhaltenen La- 
gern wohnende deutsche Staatsangehörige gebaut 
werden und darüber hinaus — nach Maßgabe des 
noch bestehenden Bedarfs und der im Rahmen der 
13 Millionen DM noch vorhandenen Mittel — für 
die übrigen Lager- und Barackenbewohner deutscher 
Staatsangehörigkeit nach Eignung und Dringlichkeit 
der Einzelfälle. Die Mittel werden unverzinslich als 
Darlehen an die Republik Österreich gegeben und 
nach zwei Freijahren in 15 Jahren getilgt. Die son- 
stigen in dem Lagerräumungsprogramm investierten 
bzw. noch zu investierenden ausländischen Darlehen 
haben eine Laufzeit von etwa 50 Jahren. 

Die deutschen Staatsangehörigen, für die die Woh- 
nungen gebaut werden, sollen in keiner Hinsicht 
schlechter gestellt sein als die österreichischen 
Staatsbürger, für die in demselben Gesamtprogramm 
Wohnungen zur Lagerräumung gebaut werden. Be- 
sonderer Wert wird darüber hinaus darauf gelegt, 
daß, dem übernationalen Gedanken der Eigentums- 
bildung folgend, für deutsche Staatsangehörige 
Eigenheimbauten bevorzugt zu fördern sind. 

Entsprechend sind Objekte von Bauherren mit be- 
sonderen Erfahrungen und Bestrebungen auf dem 
Gebiete des Eigenheimbaues zu bevorzugen. Zu den 
sich damit ergebenden erhöhten Finanzierungs- 
beträgen will die Bundesrepublik Deutschland in 
geeigneten Fällen jeweils nach eigenem Ermessen 
durch zuschußweise Erhöhung des unzulänglichen 
Eigenkapitals über die Kreditbeträge hinaus bei- 
tragen. Die vorgesehene deutsche Hilfeleistung wird 
sich damit von insgesamt bis zu 13 Millionen DM 
auf zusammen bis zu 15 Millionen DM erhöhen. 
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Die für diese Ziele wichtige laufende Zusammen- 
arbeit zwischen den österreichischen und deutschen 
Stellen ist gewährleistet. 

Damit, unabhängig vom Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des Vertrages, das bereits laufende öster- 
reichische Lagerräumungsprogramm schon jetzt auch 
auf deutsche Staatsangehörige ausgedehnt werden 
konnte, ist anläßlich des Ministertreffens in Bad 
Kreuznach am 12. Juni 1961 eine diesbezügliche 
Sondervereinbarung abgeschlossen worden, die 
Artikel 4 und Anlage 2 des Vertrages schon jetzt 
anwenden läßt. Nach Inkrafttreten des Vertrages 
treten an Stelle der Bestimmungen dieser Sonder- 
vereinbarung die materiell und formell identischen 
Bestimmungen des Vertrages. 

Zu Artikel 5 : 

Das österreichische KVSG kennt keinerlei Entschä- 
digung für verlorenen Grundbesitz (Grundvermögen, 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebs- 
grundstücke), Die Republik Österreich beabsichtigt 
derzeit nicht, eine Entschädigung für Grundbesitz 
vorzusehen, räumt aber ein, daß sie möglicherweise 
zu einem späteren Zeitpunkt zu einer derartigen 
Regelung veranlaßt sein könnte. Aus diesem Grunde 
hat die Bundesregierung Wert darauf gelegt, wenig- 
stens dem Grundsatz nach im Vertragswerk auch 
den Schaden an Grundbesitz anzusprechen und sich 
bereit erklärt, gegebenenfalls in Verhandlungen 
über eine angemessene Beteiligung an solchen Lei- 
stungen einzutreten. Da eine etwaige österreichische 
Regelung voraussichtlich das Niveau der übrigen 
Entschädigungszahlungen berücksichtigen und damit 
zu geringeren Entschädigungen als im deutschen 
Lastenausgleich führen würde, würde sich ein deut- 
scher Beitrag in übersehbaren angemessenen Gren- 
zen halten lassen. 

Das Vertragswerk geht davon aus, daß die Ver- 
luste außerhalb der Bundesrepublik und der Repu- 
blik Österreich, die Gegenstand des Vertragswerks 
sind und deren Abgrenzung zum gegenwärtigen 
deutschen Recht geregelt ist, in etwaigem künftigen 
deutschen Kriegsfolgenrecht jeder Art nicht berück- 
sichtigt werden, und daß insoweit auch für ver- 
gleichbare ungeregelte Schäden jedenfalls keine 
höheren Leistungen, als sie von Österreich selbst 
geleistet werden, in Betracht kommen können; dies 
ist trotz der unterschiedlichen beiderseitigen Ent- 
schädigungsgrundsätze gerechtfertigt, da sie die 
Unterschiede in den wirtschaftlichen Gesamtver- 
hältnissen, im Sozialgefüge und im durchschnitt- 
lichen Lebenshaltungsniveau widerspiegeln. Auch 
aus diesem Grunde schien es angebracht, im Ver- 
tragswerk die Schäden an Grundbesitz, wie in Arti- 
kel 5 geschehen, zu behandeln. 

Zu Artikel 6 : 

Die Leistungen der Bundesrepublik können nur ver- 
antwortet werden, wenn die im Vertrag vorgesehe- 
nen Beträge den Geschädigten voll zugute kommen 
und nicht zu Einsparungen der öffentlichen Hand in 
Österreich führen; insbesondere gilt dies im Ver- 
hältnis zur Österreichischen Fürsorge. Als Folge des 
Artikels 6 Abs. 1 des Vertrages wird die Republik 


Österreich besondere Sicherungen treffen, daß die 
nach dem künftigen Entschädigungsgesetz gezahlten 
Beträge bei Gewährung öffentlicher Fürsorge außer 
Ansatz bleiben und daß sich Beschränkungen ledig- 
lich aus dem in Absatz 3 des Artikels 6 erwähnten 
§ 2 Abs. 3 KVSG ergeben. 

In Absatz 2 behält sich die Bundesrepublik vor, 
zugunsten ihrer Staatsangehörigen in Österreich aus 
Mitteln eines zu schaffenden Sonderfonds Beiträge, 
insbesondere zum Lebensunterhalt, zu gewähren. Mit 
dieser Regelung, die auf Grund einer Vorwegnote 
vom 12. Juni 1961 schon jetzt angewandt werden 
kann, ist ein Ansatzpunkt für die Lösung einer Reihe 
sowohl gemeinsamer als auch rein deutscher Fragen 
geschaffen. Der § 10 des 14. ÄndG LAG, mit dem 
klargestellt wurde, daß Vertriebene und Umsiedler 
ausschließlich Leistungen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz, nicht nach anderen bestehenden Gesetzen 
erhalten können, enthält unter anderem bereits die 
deutsche Regelung zu Artikel 6 Abs. 2. Nach Maß- 
gabe der inzwischen verabschiedeten Richtlinien der 
Bundesregierung zu dieser Vorschrift können im 
Rahmen der für einen Sonderfonds durch den Bun- 
deshaushaltsplan bereitgestellten Mittel Beihilfen an 
Vertriebene, die die Voraussetzungen des § 230 
LAG nicht erfüllen, durch die Ausgleichsverwaltung 
gewährt werden. In den Richtlinien wurden auch 
die Leistungen an deutsche Staatsangehörige mit 
Aufenthalt in der Republik Österreich geregelt. 

An Stelle der unbefriedigenden Lösung, an deutsche 
Staatsangehörige in Österreich keine Unterhaltsbei- 
hilfe zu zahlen oder mit der Wirkung zu zahlen, daß 
wegen ihrer Höhe eine Zahlung österreichischer 
Fürsorge entweder ganz oder teilweise eingestellt 
wird, tritt auf Grund des Artikels 6 die Regelung, 
auf die österreichische Fürsorge gewisse Beträge 
aufstocken zu können. Die deutschen Leistungen 
werden unter Berücksichtigung der österreichischen 
Wünsche auf das österreichische Sozialniveau zuge- 
schnitten. Nach § 10 des 14. ÄndG LAG werden mit 
Wirkung vom 1. Juli 1961 an Beihilfen in Höhe von 
monatlich 30 DM zuzüglich 10 DM für Ehefrauen und 
5 DM je Kind gewährt. Der Einkommenshöchstbetrag 
des § 267 LAG wird übernommen, so daß auch ein 
erheblicher Kreis von Nichtfürsorgeempfängern be- 
rücksichtigt werden kann. 

Artikel 6 Abs. 2 bezieht sich auch auf diejenigen 
Liquidationsschäden, die nicht zugleich Vertrei- 
bungsschäden sind. Deshalb gilt die Beihilferege- 
lung, wie sie auf Grund des § 10 des 14. ÄndG LAG 
getroffen worden ist, entsprechend auch für Repara- 
tionsgeschädigte, denen Unterhaltsbeihilfe nach dem 
Vierten Teil des AKG gewährt wird. 

Zu Artikel 7 : 

Die finanzielle Beteiligung der Bundesrepublik be- 
dingt ein Zusammenwirken der beiderseits befaßten 
Behörden. Es ist eine wesentliche Voraussetzung für 
die Durchführung des Vertrages, daß die zuständigen 
deutschen Stellen Einblick in die Endabrechnung des 
österreichischen Haushalts erhalten können, ferner, 
daß diese Abrechnung bis zu ihrer Wurzel, d. b. 
erforderlichenfalls bis zum einzelnen Antrag, ver- 
folgt werden kann. Von Bedeutung ist hierfür die 
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Absprache im Schlußprotokoll, daß die Aufwendun- 
gen aus den Gesetzen, die auf Grund des Vertrages 
für Vertriebene und Umsiedler erlassen werden, 
getrennt von den Aufwendungen für Kriegssachge- 
schädigte und Verfolgte verbucht werden. Für die 
Erhebung, in welchem Umfang deutsche Staatsange- 
hörige auf Grund des Vertrages Leistungen erhalten, 
reicht eine entsprechende Aufgliederung der An- 
melde- und Entschädigungsstatistik aus, die inzwi- 
schen abgesprochen werden konnte. Die Bedeutung 
des Artikels 7, soweit er die Einsichtnahme in öster- 
reichische Unterlagen betrifft, liegt in der Tatsache, 
daß die Möglichkeit der Einsichtnahme besteht, nicht 
im Ausmaß des Gebrauchmachens von dieser Mög- 
lichkeit. Bedenken, die sich auf die Wahrung des 
Amtsgeheimnisses bezogen, konnten im Zuge der 
Verhandlungen unter Wahrung der beiderseitigen 
Belange überwunden werden. 

Ausmaß und Technik der beiderseitigen Amtshilfe 
für die Durchführung der österreichischen Gesetze 
und des deutschen Lastenausgleichs sind inzwischen 
zwischen Sachverständigen der beiden Staaten ein- 
gehend erörtert worden. Wird von der Absprache 
der gemeinsamen Erörterung nicht oder unbefriedi- 
gend gelöster Fälle ein sachdienlicher Gebrauch ge- 
macht und kommt es zu einer verständnisvollen 
Zusammenarbeit der beiderseits durchführenden Be- 
hörden, so steht zu erwarten, daß die Schieds- 
gerichtsformel nur geringe Bedeutung gewinnt. Ge- 
meinsame Anschauung war, daß für das behördliche 
Zusammenwirken institutionelle Formen vermieden 
werden sollten. 

Zu Artikel 8 : 

Artikel 8 enthält die wechselseitige Zusicherung der 
Ausdehnung innerstaatlicher Gesetze auf Personen 
der jeweils anderen Staatsangehörigkeit. 

Das deutsche Lastenausgleichsgesetz ist auf Perso- 
nen österreichischer Staatsangehörigkeit, die die in 
Artikel 8 des Vertrags aufgeführten Stichtagsvor- 
aussetzungen erfüllen, auszudehnen. Bisher wurden 
österreichischen Staatsangehörigen trotz Anerken- 
nung der Vertriebeneneigenschaft wegen der Beru- 
fung auf die Schutzmacht- und Ordnungsfunktion der 
Republik Österreich aus dem Lastenausgleich nicht 
gewährt. 

Umgekehrt wird die Republik Österreich den bis- 
herigen Ausschluß der deutschen Staatsangehörigen 
im Kriegssachschäden- und Besatzungsschädenrecht 
beseitigen und auch für deutsche Staatsangehörige 
das Belegenheitsprinzip anwenden, wie dies im ver- 
gleichbaren deutschen Recht zugunsten auch öster- 
reichischer Staatsangehöriger bereits geschieht. Die 
Auswirkungen des deutsch-österreichischen Vermö- 
gensvertrages müssen dabei allerdings einschrän- 
kend berücksichtigt werden. Einzelheiten hierzu sind 
im Schlußprotokoll enthalten. Voraussetzung für die 
Entschädigung nach KVSG soll sein, daß die Ver- 
mögenswerte übertragen wurden, hätten übertragen 
werden können oder ohne ihren Untergang über- 
tragen worden wären. Die Wertgrenze des Vermö- 
gensvertrages wird dabei in das innerstaatliche Ent- 
schädigungsrecht sinngemäß insoweit aufgenommen 
werden, als sie auch im Vermögensverirag Geltung 
hat. Es ist gemeinsame Beurteilung, daß die sich auf 


Grund des Vermögensvertrages für natürliche Per- 
sonen ergebende Begrenzung nur von sehr geringer 
Bedeutung ist; seitens der Republik Österreich 
wurde aber ein Abweichen von den Wertgrenzen 
des Vermögensvertrages trotz der rechtlichen Zwei- 
fel, die hiergegen angemeldet werden können, als 
ein Abweichen vom Vermögensvertrag empfunden. 
Die Regelung für juristische Personen hat nur Be- 
deutung für Besatzungsschäden, und auch dort nur 
für einen sehr kleinen Teil juristischer Personen. 
Die Auswirkungen erstrecken sich auf Vermögens- 
werte, die nach dem 8. Mai 1945 von juristischen 
Personen in Östereich erworben wurden, und auf 
Vermögenswerte von solchen juristischen Personen, 
die schon nach dem Vermögensvertrag Eigentum 
zurückerhalten haben oder hätten erhalten können. 

B. Zum Teil II 

Zu Artikel 9 : 

Auch auf dem Gebiet der Wiedergutmachung wurde 
davon abgesehen, eine prozentuale Beteiligung an 
den österreichischen Wiedergutmachungsleistungen 
festuzlegen. Hiervon konnte um so unbedenklicher 
Abstand genommen werden, da bis zum Abschluß 
der Verhandlungen der von der Republik Österreich 
beabsichtigte Ausbau der Wiedergutmachungsgesetz- 
gebung durch Erlaß der 12. Opferfürsorgegesetz- 
Novelle (BGBL Nr. 101/1961) und des österreichischen 
Bundesgesetzes vom 22. März 1961 (BGBL Nr. 100/ 
1961), womit Bundesmittel zur Abgeltung von Ver- 
mögensverlusten politisch Verfolgter zur Verfügung 
gestellt werden, bereits erfolgt war. Es kann nach 
österreichischen Angaben angenommen werden, daß 
die 12. Opferfürsorgegesetz-Novelle Aufwendungen 
in Höhe von rd. 550 Millionen Schilling erfordern 
wird, während sich der Abgeltungsfonds auf rd. 
150 Millionen Schilling beläuft. Da zusätzlich die 
österreichische Seite sich in dem Notenwechsel IV 
verpflichtet hat, den in Artikel 9 Abs. 1 genannten 
Hilfsfonds um 600 Millionen Schilling aufzustocken, 
werden die Gesamtaufwendungen der Republik 
Österreich für den Ausbau der Wiedergutmachung 
rd. 1300 Millionen Schilling betragen. Eine deutsche 
Beteiligung in Höhe von 95 Millionen DM (vgl. Arti- 
kel 12) beläuft sich daher auf rd. 46 v. H. Verglichen 
mit dem Gesamtaufwand der Republik Österreich 
für die Wiedergutmachung liegt der Prozentsatz der 
deutschen Beteiligung jedoch erheblich niedriger, da 
nach österreichischen Angaben bisher im Rahmen 
des Fürsorgegesetzes rd. 700 Millionen Schilling auf- 
gewandt und für den Hilfsfonds 550 Millionen Schil- 
ling zur Verfügung gestellt worden sind. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß sich die Bun- 
desrepublik Deutschland nur an den österreichischen 
Leistungen zu beteiligen beabsichtigt, die sich auf 
Schädigungen durch nationalsozialistische Verfol- 
gungsmaßnahmen in der Zeit vom 13. März 1938 bis 
zum 8. Mai 1945 beziehen. Diese Einschränkung ist 
bei der Höhe des deutschen Beitrags berücksichtigt 
worden. Da es sich aber hierbei um einen Festbetrag 
handelt, konnte darauf verzichtet werden, eine Prü- 
fung vorzusehen, ob sich die Leistungen der Repu- 
blik Österreich im einzelnen auf Schädigungen durch 
nationalsozialistische Verfolgungsmaßnahmen in 
dem vorgenannten Zeitraum beziehen. 
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In Ziffer 4 des Schlußprotokolls ist klargestellt, daß, 
soweit in den österreichischen Gesetzen und Rege- 
lungen „ausgewanderte Personen“ anspruchsberech- 
tigt sind, entsprechend der deutschen Wiedergut- 
machungsgesetzgebung die Deportation oder Aus- 
weisung der Auswanderung gleichgestellt wird. 

Zu Artikel 10 : 

Dem deutschen Wunsch, daß bei der Anwendung 
des Opferfürsorgegesetzes die deutsche Staatsange- 
hörigkeit der österreichischen Staatsangehörigkeit 
gleichgestellt wird, trägt Artikel 10 Abs. 1 Rechnung. 
Dabei besteht Einvernehmen darüber, daß unter 
deutschen Staatsangehörigen hier Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes zu 
verstehen sind. Soweit es im Opferfürsorgegesetz 
auf die österreichische Staatsangehörigkeit im Zeit- 
punkt der Antragstellung abgestellt ist, war eine 
Gleichstellung der deutschen Staatsangehörigen nur 
insoweit erforderlich, als die Berechtigten im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Vertrages ihren 
Wohnsitz im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land, im Land Berlin oder in Staaten haben, mit 
denen die Bundesrepublik Deutschland diplomatische 
Beziehungen unterhält, da auch die deutsche Wie- 
dergutmachungsgesetzgebung grundsätzlich von ent- 
sprechenden Wohnsitzvoraussetzungen ausgeht. 

Nach § 14 Abs. 2 Buchstabe a des Opferfürsorge- 
gesetzes in der Fassung der 12. Opferfürsorgegesetz- 
Novelle wird eine Haftentschädigung u. a. auch an 
Personen gewährt, die in der Zeit vom 1. September 
1939 bis 9. Mai 1945 durch eine der mit Deutschland 
im Kriege gestandenen Macht als Angehörige eines 
Feindstaates interniert worden sind. Da es sich hier 
eindeutig nicht um nationalsozialistische Verfol- 
gungsmaßnahmen gehandelt hat, konnte eine Gleich- 
stellung der deutschen Staatsangehörigen mit den 
österreichischen Staatsangehörigen nicht gefordert 
werden. Dies ist in .Ziffer 5 des Schlußprotokolls 
niedergelegt. Entsprechend ist auch für solche Ent- 
schädigungsleistungen ein deutscher Beitrag nicht 
vorgesehen. Auch diese Einschränkung ist bei der 
Höhe des deutschen Beitrags berücksichtigt worden. 

In Absatz 2 ist eine dem Absatz 1 entsprechende 
Gleichstellung der deutschen Staatsangehörigen be- 
züglich der Leistungen aus dem Hilfsfonds vorge- 
sehen. 

Absatz 3, der durch den Briefwechsel 4 ergänzt 
wird, regelt den Nachweis der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit. 

Zu Artikel 11: 

Bei der Durchführung des Opferfürsorgegesetzes hat 
die Republik Österreich grundsätzlich nur Leistun- 
gen gewährt, wenn sämtliche Voraussetzungen des 
Anspruchs gegeben waren. Sie hat jedoch auf An- 
trag der Opferfürsorgekommission auch in Härte- 
fällen Leistungen erbracht, wenn eine der Voraus- 
setzungen nicht vorlag. Da nach deutschem Wieder- 
gutmachungsrecht Härteleistungen auch bei Fehlen 
mehrerer Voraussetzungen gewährt werden kön- 
nen, wird in Zukunft auch bei der Durchführung des 
Opferfürsorgegesetzes entsprechend verfahren wer- 
den. Damit ist auch einem besonderen Anliegen der 
Verfolgtenverbände Rechnung getragen worden. 


Zu Artikel 12 : 

In Absatz 1 ist die Höhe der deutschen Beteiligung 
auf den Betrag von 95 Millionen DM festgelegt und 
die Zahlung dieses Betrages in vier gleichen Jahres- 
raten vorgesehen, wovon die erste Rate sechs Mo- 
nate nach Inkrafttreten dieses Vertrages fällig wird. 

In Absatz 2 hat sich die Republik Österreich ver- 
pflichtet, die in Artikel 9 Abs. 1 genannten Gesetze 
und Regelungen ebenfalls innerhalb eines Zeitraums 
von vier Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
durchzuführen. Auch hiermit ist einem besonderen 
Wunsch der Verfolgtenverbände Rechnung getragen 
worden. 

Obwohl sich der deutsche Beitrag nach dem Wort- 
laut nur auf die in Artikel 9 genannten Aufwendun- 
gen bezieht, ist durch Artikel 24 sichergestellt, daß 
weitere Forderungen der Republik Österreich auf 
dem Gebiet der Wiedergutmachung nicht erhoben 
werden. 

Zu Artikel 13 : 

In Artikel 26 Abs. 2 des österreichischen Staatsver- 
trages ist vorgesehen, daß eine oder mehrere Orga- 
nisationen unbeerbte oder nicht rechtzeitig ange- 
meldete Ansprüche auf Wiederherstellung durch 
Verfolgungsmaßnahmen betroffener Vermögens- 
werte geltend machen sollen. Die Republik Öster- 
reich hat als solche Organisationen die Sammelstel- 
len A und B eingesetzt. Diese Sammelstellen haben 
u. a. Ansprüche nach dem Bundesrückerstattungs- 
gesetz vom 19. Juli 1957 angemeldet für entzogene 
feststellbare Vermögensgegenstände, die nach der 
Entziehung in Österreich in das heutige Bundes- 
gebiet oder nach Berlin gelangt sind. Die Aktivlegiti- 
mation dieser Sammelstellen für die Geltendmachung 
solcher unter das Bundesrückerstattungsgesetz fal- 
lender Ansprüche ist von deutscher Seite nicht aner- 
kannt worden. Es ist aber unzweifelhaft, daß durch 
diese Anmeldungen die Anmeldefristen für die 
wahren Berechtigten (die Individualgeschädigten 
und deren Rechtsnachfolger) gewahrt sind. Da die 
Republik Österreich gemäß Ziffer 5 des Schlußproto- 
kolls die Bundesrepublik Deutschland von allen 
Ansprüchen dieser Individualberechtigten freistellt, 
bestanden keine Bedenken, die von den Sammel- 
stellen angemeldeten Ansprüche durch Zahlung eines 
Restbetrages an die Republik Österreich abzugelten. 
Bei dem mit 6 Millionen DM festgesetzten Betrag ist 
berücksichtigt, daß nur ein Teil der wahren Berech- 
tigten zu ermitteln sein wird. Diese Abgeltung hat 
eine erhebliche Ersparung von Verwaltungsaufwand 
zur Folge, da andernfalls über rd. 22000 geltend 
gemachte Ansprüche zu entscheiden gewesen wäre. 

Zu Artikel 14: 

Artikel 14 regelt in Verbindung mit Ziffer 7 des 
Schlußprotokolls das Verhältnis der Ansprüche nach 
deutschem und österreichischem Wiedergutma- 
chungsrecht. Entsprechend den bisher abgeschlosse- 
nen bilateralen Verträgen auf dem Gebiet der Wie- 
dergutmachung bleiben die Ansprüche auf Grund der 
deutschen Wiedergutmachungsgesetze unberührt. 
Dementsprechend wird die Republik Österreich eine 
Ansprudisbercchtigung für Fälle ausschließen, in 


36 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/392 


denen wegen desselben Sachverhalts auch ein An- 
spruch nach dem deutschen Wiedergutmachungsrecht 
gegeben ist. 

Diese Regelung gilt nicht, wie Artikel 14 ausdrück- 
lich vorsieht, für die von den Sammelstellen A 
und B nach dem Bundesrückerstattungsgesetz ange- 
meldeten Ansprüche, da diese Ansprüche durch Zah- 
lung des in Artikel 13 genannten Betrags endgültig 
geregelt sind. 

Zu Artikel 15 : 

Im Schrifttum und in der Rechtsprechung ist die 
Frage, ob die Ansprüche österreichischer Staatsan- 
gehöriger nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
unter den in Artikel 23 Abs. 3 des österreichischen 
Staatsvertrages ausgesprochenen Forderungsverzicht 
fallen, nicht einhellig beurteilt worden. Artikel 23 
Abs. 3 des Österreichischen Staatsvertrages hat fol- 
genden Wortlaut: 

„Unbeschadet dieser und aller anderen zugunsten 
österreichischer Staatsangehöriger getroffenen 
Verfügungen der Besatzungsmacht in Deutschland 
verzichtet Österreich unbeschadet der Gültigkeit 
bereits getroffener Regelungen im eigenen Namen 
und im Namen der österreichischen Staatsange- 
hörigen auf alle am 8. Mai 1945 noch offenen For- 
derungen gegen Deutschland und deutsche Staats- 
angehörige, mit Ausnahme jener, die aus Verträ- 
gen und Verpflichtungen stammen, die vor dem 
13. März 1938 eingegangen wurden sowie der vor 
dem 13. März 1938 erworbenen Rechte.' 1 

Der Bundesgerichtshof hat in der Entscheidung vom 
22. Juni 1960 — IV ZR 47/60 — die Rechtsauffassung 
vertreten, daß die Entschädigungsansprüche öster- 
reichischer Staatsangehöriger unter den Verzicht 
fallen. 

Uber Ansprüche österreichischer Staatsangehöriger, 
die unter das Bundesrückerstattungsgesetz fallen, 
liegen bisher höchstrichterliche Entscheidungen zur 
Frage des Verzichts nicht vor. Im Schrifttum und der 
Rechtsprechung ist aber überwiegend die Auffassung 
vertreten worden, daß solche Ansprüche nicht unter 
den Verzicht fallen. Die Bundesregierung hat daher 
schon vor Abschluß dieses Vertrages gegenüber 
Ansprüchen, die unter das Bundesrückerstattungs- 
gesetz fallen, Einwendungen aus dem Verzicht nicht 
mehr erhoben. Dies ist in Artikel 15 Abs. 1 verlaut- 
bart. Es erschien mit dem Gleichheitsgrundsatz nicht 
vereinbar, die — voraussichtlich wenigen — Fälle, 
in denen rückerstattungsrechtliche Ansprüche auf 
Grund des Verzichts abgewiesen worden sind, 
anders zu behandeln, als die zur Zeit noch anhän- 
gigen Ansprüche. Satz 2 sieht daher vor, daß An- 
träge, die unter Berufung auf Artikel 23 Abs. 3 des 
österreichischen Staatsvertrages rechtskräftig abge- 
wiesen worden sind, neu behandelt werden sollen. 
Die materielle Regelung findet sich in Artikel 6 des 
Zustimmungsgesetzes. 

Eine Neueröffnung der Anmeldefristen für rück- 
erstattungsrechtliche Ansprüche österreichischer 
Staatsangehöriger, die im Hinblick auf den in Arti- 
kel 23 Abs. 3 des österreichischen Staatsvertrags 
ausgesprochenen Verzicht nicht angemeldet worden 
sind, sieht dagegen Artikel 15 in bezug auf die in 


§§27 bis 29 des ßundesrückerstattungsgesetzes (in 
der Fassung des Zweiten Änderungsgesetzes vom 
13. Januar 1959 — Bundesgesetzbl. I S. 21) festge- 
legten Ausschlußfristen nidit vor. 

Im Hinblick auf den besonderen Charakter der Wie- 
dergutmachungsansprüche hat sich die Bundesregie- 
rung in dem Notenwechsel III bereiterklärt, Einwen- 
dungen aus dem Verzicht auch gegenüber Ansprü- 
chen nach dem Bundesentschädigungsgesetz nicht zu 
erheben und solche Ansprüche, die bereits unter 
Berufung auf den Verzicht rechtskräftig abgelehnt 
worden sind, neu zu behandeln. Da im Gegensatz 
zum Bundesrückerstattungsgesetz im Bundesentschä- 
digungsgesetz Ausschlußfristen für die Anmeldung 
dieser Ansprüche nicht bestehen, ist hier auch die 
Neuanmeldung solcher Ansprüche vorgesehen. Die 
materielle Regelung ist in Artikel 5 des Zustim- 
mungsgesetzes enthalten. 

Die in dem Notenwechsel vorgesehene Regelung 
rechtfertigt sich auch daraus, daß die Republik 
Österreich in der Frage der Gleichstellung deutscher 
Staatsangehöriger mit österreichischen Staatsange- 
hörigen (vgl. Artikel 10) den deutschen Wünschen 
entgegengekommen ist. 

Die finanzielle Auswirkung der Bestimmung des 
Artikels 15 und der im Notenwechsel III vereinbar- 
ten Regelung läßt sich noch nicht abschließend über- 
sehen. 

Zu Artikel 16 : 

Artikel 16 sieht eine gegenseitige Amtshilfe der 
Behörden, die mit der Durchführung der österreichi- 
schen Wiedergutmachungsgesetze und der deutschen 
Wiedergutmachungsgesetze betraut sind, vor. Da im 
übrigen Artikel 7 entsprechend gilt, kann insoweit 
auf die Ausführungen zu dieser Bestimmung ver- 
wiesen werden. 


C. Zum Teil III 

Zu Artikel 17 

Durch die Zahlung des Pauschalbetrages von 95 Mil- 
lionen DM an die Republik Österreich werden alle 
zwischen den Vertragsstaaten im sozialen Bereich 
bestehenden finanziellen Probleme bereinigt. Es 
handelt sich um eine umfassende Regelung, obwohl 
von den darunter fallenden Problemen nur drei in 
der Aufzählung besonders genannt werden. 

Buchstabe a 

Nach Artikel 18 des Zweiten Sozialversicherungsab- 
kommens trägt die Bundesrepublik Deutschland 
einen Teil der Aufwendungen, die den österreichi- 
schen Sozialversicherungsträgern durch die Gewäh- 
rung von Leistungen auf Grund des Teiles III des 
Zweiten Abkommens an solche Personen entstehen, 
die bei Inkrafttreten dieses Abkommens nicht 
die österreichische Staatsangehörigkeit besaßen und 
in einem der am 31. Dezember 1937 zum Territorium 
der im Abkommen näher bezeichneten nördlichen 
Oststaaten einen Arbeitsunfall erlitten oder Ver- 
sicherungszeiten der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zurückgelegt haben. Die hiernach der Bundes- 
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republik Deutschland obliegenden finanziellen Ver- 
pflichtungen werden durch die Zahlung des Pau- 
schalbetrages abgegolten. Bei der Ermittlung des 
Pauschalbetrages sind auch die Ansprüche und An- 
wartschaften der deutschen Staatsangehörigen aus 
den südlichen Oststaaten berücksichtigt worden. Die 
vorgesehen gewesene Revision des Zweiten Abkom- 
mens ist durch die Pauschalabgeltung entbehrlich 
geworden. 

Buchstabe b 

Uber die Gewährung von Rentenleistungen an die in 
Österreich lebenden Südtiroler und Kanaltaler Um- 
siedler bestehen noch keine vertraglichen Verein- 
barungen. Die Republik Österreich bezeichnet des- 
halb die von ihr an diese Personen gezahlten Ren- 
ten als Vorschüsse. Die endgültige Regelung bleibt 
einem weiteren Abkommen Vorbehalten. Die Frage, 
ob und in welchem Umfang sich die Bundesrepublik 
Deutschland an den bis zum Abschluß eines derar- 
tigen Abkommens gezahlten Vorschüsse beteiligen 
sollte, wird durch die Einbeziehung der Vorschuß- 
zahlungen in die Pauschalabgeltung bereinigt. 

Buchstabe c 

Im Jahre 1952 wurde zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich eine Ver- 
waltungsvereinbarung über die Heilbehandlung der 
im Hoheitsgebiet dieser Staaten wohnenden Kriegs- 
beschädigten des anderen Staates geschlossen. Da- 
nach gewährt jeder der beiden Staaten den in sei- 
nem Hoheitsgebiet wohnenden Kriegsbeschädigten 
des anderen Staates Heilbehandlung nach den Vor- 
schriften seines eigenen Kriegsopferrechts. Die 
gegenseitige Verrechnung der von jedem der beiden 
Staaten erbrachten Leistungen blieb einer späteren 
Regelung Vorbehalten. Um eine solche Regelung und 
die mit ihrer Durchführung verbundene Verwal- 
tungsarbeit für die rückliegende Zeit entbehrlich 
werden zu lassen, wird auch dieser Komplex in die 
Pauschalabgeltung einbezogen. 

Zu Artikel 18 : 

Der außer Kraft tretende Teil III des Zweiten Sozial- 
versicherungsabkommens regelt vom Ersten Abkom- 
men nicht erfaßte Ansprüche und Anwartschaften 
österreichischer und deutscher Staatsangehöriger und 
Volksdeutscher. Dieser Teil des Zweiten Abkommens 
sowie die damit zusammenhängenden Ziffern 3 
bis 6 des Schlußprotokolls können außer Kraft ge- 
setzt werden, weil die versicherungsrechtliche Stel- 
lung der berechtigten Personen dadurch gesichert 
wird, daß sich die Republik Österreich in dem 
Notenwechsel V verpflichtet, durch eine gesetzliche 
Regelung Vorsorge zu treffen, daß vom 1. Januar 
19G1 ab die Leistungsansprüche und Anwartschaften 
so behandelt werden, als wären die ihnen zugrunde 
liegenden Beschäftigungszeiten und sonstigen Zeiten 
im Gebiet der Republik Österreich zurückgelegt 
worden oder die eingetretenen Unfälle im Gebiet 
der Republik Österreich entstanden. Die ebenfalls 
im Teil III des Zweiten Abkommens geregelten 
finanziellen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland werden durch die in Artikel 17 des Ver- 
trages festgelegte Pauschalzahlung abgegolten. 


Zum Notenwechsel (V) 

Die Einbeziehung der deutschen Verpflichtungen aus 
dem Zweiten Sozialversicherungsabkommen in die 
pauschale Abgeltung von Fragen aus dein sozialen 
Bereich hatte zur Voraussetzung, daß die Republik 
Österreich die Verpflichtung übernimmt, das sozial- 
versicherungsrechtliche Verhältnis der unter das 
Zweite Abkommen fallenden sowie einiger davon 
nicht erfaßter Personengruppen in eigener Zustän- 
digkeit zu regeln. In dem Notenwechsel V verpflich- 
tet sich die Republik Österreich, durch eine gesetz- 
liche Regelung Vorsorge zu treffen, daß für die Zeit 
vom 1. Januar 1961 an die im Notenwechsel bezeich- 
neten Leistungsansprüche, Anwartschaften, Beschäf- 
tigungszeiten und sonstigen Zeiten so behandelt 
werden, als waren sie im Gebiet der Republik Öster- 
reich entstanden oder zurückgelegt worden. Dadurch 
wird die innerstaatliche sozialversicherungsrechtliche 
Gleichbehandlung sichergestellt einschließlich der 
Gewährung von Leistungen nach dem österreichi- 
schen Auslandsrentenübernahmegesetz. Die deutsche 
Beteiligung an den Aufwendungen nach dem Aus- 
landsrentenübernahmegesetz ist bei der Bemessung 
des in Artikel 17 des Vertrages festgesetzten Pau- 
schalbetrages berücksichtigt worden. 

D. Zum Teil IV 

Zu Artikel 19 : 

In Artikel 19 werden den österreichischen Staatsan- 
gehörigen die gleichen Vergünstigungen bei der 
Vermögensabgabe zugebilligt, die den Angehörigen 
der Vereinten Nationen (AVN) zustehen (der Wort- 
laut „bei der Vermögensabgabe“ umfaßt auch die 
für die Zeit vom 1. April 1949 bis 31. März 1952 ge- 
leistete Soforthilfeabgabe), österreichische Staats- 
angehörige und nach österreichischem Recht gegrün- 
dete Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen können somit auf Antrag (vgl. 
Artikel 23) wie die AVN nach Maßgabe des Arti- 
kels 6 des Zehnten Teils des Überleitungsvertrages 
(Bundesgesetzbl. 1955 II S. 405) für die Zeit vom 
1. April 1949 bis 31. März 1955 von der Soforthilfe- 
abgabe und Vermögensabgabe freigestellt werden. 
Nicht vereinbart ist jedoch — abweichend von der 
Regelung in den entsprechenden Abkommen mit 
der Schweiz, Schweden, Portugal und Spanien — die 
Anwendung des Artikels 6 Abs. 2 Buchstabe b 
a. a. O., der nach deutschem Recht gegründete Kapi- 
talgesellschaften mit einer AVN-Beteiligung von 
mindestens 85 v. FL den AVN gleichstellt. Deutsche 
Kapitalgesellschaften, an denen Österreicher mit 
mindestens 85 v. H. beteiligt sind, nehmen somit an 
der Vergünstigung des Artikels 19 nicht teil. Diese 
Abgabepflichtigen konnten in die Vergünstigungen 
nicht einbezogen werden, weil Österreich es aus 
staatsrechtlichen Erwägungen abgelehnt hat, die 
Vergünstigung des Artikels 20 Österreichischen 
Kapitalgesellschaften mit einer deutschen Beteili- 
gung von mindestens 85 v. H. zu gewähren. Die nach 
Artikel 12 des Zehnten Teils des Überleitungsver- 
trages gebildete Schiedskommission für Güter, 
Rechte und Interessen in Deutschland, die letzt- 
instanzlich über Streitfragen nach Artikel 6 des 
Zehnten Teils des Überleitungsvertragcs entscheidet, 
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ist nach ausdrücklicher Bestimmung des Schlußpro- 
tokolls Nr. 9 Buchstabe a für die Auslegung des 
Artikels 19 nicht zuständig. 

Zu den Artikeln 20 und 21: 

In den Artikeln 20 und 21 werden deutschen Ab- 
gabepflichtigen Vergünstigungen bei den nach dem 
österreichischen Vermögensabgabegesetz vom 7. Juli 
1943 zu erhebenden Abstattungsraten an einmaliger 
Vermögensabgabe und bei den Beiträgen zum öster- 
reichischen Wohnhauswiederaufbaufonds einge- 
räumt. 

Zu Artikel 22 : 

In Artikel 22 sind Doppelbesteuerungsfragen bei 
den einmaligen Abgaben vom Vermögen und Ver- 
mögenszuwachs behandelt. 

Zu Artikel 23 : 

Artikel 23 macht die Anwendung der Vergünstigun- 
gen von einem fristgebundenen Antrag abhängig. 
Wird die Antragsfrist versäumt, so kann nach Num- 
mer 10 des Schlußprotokolls Nachsicht nicht gewährt 
werden. 

Auslegungsfragen und besondere Härtefälle sollen 
nach Nummer 9 Buchstabe b des Schlußprotokolls 
im Verständigungsverfahren geregelt werden. 

E. Zum Teil V 

Zu Artikel 24 : 

Die Bestimmung des Artikels 24 Abs. 1 ist die 
Folgerung aus dem in der Präambel zum Ausdruck 
gebrachten Wunsch, mit diesem Vertrag vorbehalt- 
lich der in Artikel 5 niedergeiegten Verhandlungs- 
bereitschaft der Bundesrepublik Deutschland auf 
dem dort genannten Gebiet eine abschließende 
Bereinigung der zwischen den beiden Staaten noch 
offenen finanziellen und vermögensrechtlichen 
Fragen, die mit der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 
8. Mai 1945 im Zusammenhang stehen, im Geiste 
freundschaftlicher und gut nachbarlicher Beziehun- 
gen herbeizuführen. 

Absatz 2 stellt klar, daß Absatz 1 die Ansprüche 
unberührt läßt, die nicht zwischen den beiden Ver- 
tragstaaten entstanden sind. Das ist ausdrücklich 
im Schlußprotokoll Ziffer 11 Zu Artikel 24 nieder- 
gelegt. Solche Ansprüche sollen von den beiden 
Vertragstaaten grundsätzlich weder in diplomati- 
scher noch in sonstiger Weise unterstützt werden. 

Zu Artikel 25 : 

Dieser Artikel schafft die Möglichkeit, Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen den Vertragstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags, 
die auf dem Wege von Verhandlungen nicht be- 
reinigt werden konnten, durch ein Schiedsgericht 
entscheiden zu lassen. 

Im Gegensatz zu dem Schiedsgericht des deutsch- 
österreichischen Vermögensvertrags, vor dem 
natürliche oder juristische Personen — unter diesen 
die Republik Österreich als Fiskus — Parteien sind, 


kommen als Parteien eines Schiedsverfahrens nach 
Artikel 25 nur die beiden Vertragsstaaten in ihrer 
Eigenschaft als Völkerrechtssubjekte in Betracht. 
Da beide Regierungen von der Auffassung ausgehen, 
daß für etwaige Meinungsverschiedenheiten wohl 
in den meisten Fällen gütliche Lösungen gefunden 
werden können, ersdiien es — auch insoweit un- 
terschiedlich von dem Schiedsgericht des Vermö- 
gensvertrags, für das andere Gegebenheiten be- 
stehen — nicht erforderlich, ein ständiges Schieds- 
gericht zu errichten. Es ist vielmehr vorgesehen, 
dieses Gremium lediglich von Fall zu Fall zu bilden. 
Hierbei kann auch der Möglichkeit Rechnung ge- 
tragen werden, daß die einzelnen Schiedsverfahren 
im Hinblick auf die erhebliche Verschiedenheit der 
im Vertrag geregelten Sachgebiete sehr anders- 
artige Rechtsfragen zum Gegenstand haben und 
daher jeweils die Ernennung von Schiedsrichtern 
erforderlich machen können, die über besondere 
Kenntnisse auf dem im konkreten Fall in Betracht 
kommenden Rechtsgebiet verfügen. 

Ungeachtet der erwähnten Verschiedenheiten gegen- 
über dem Schiedsgericht des Vermögensvertrags 
konnten in Artikel 25 gleichwohl einige Regeln für 
die Organisation des Schiedsgerichts verwertet 
werden, die sich bei dem Schiedsgericht des Ver- 
mögensvertrags als brauchbar erwiesen haben. In 
diesem Zusammenhang ist insbesondere die grund- 
sätzlich bedeutsame Regelung zu erwähnen, daß das 
Schiedsgericht normalerweise in paritätischer Be- 
setzung mit vier — mehrheitlich beschließenden — 
Schiedsrichtern entscheidet, von denen jede Re- 
gierung zwei zu ernennen hat, und daß der Obmann, 
der Angehöriger eines dritten Staates sein muß, 
nur zu bestellen ist, wenn in dem Schiedsgericht 
innerhalb von vier Monaten eine Stimmenmehrheit 
nicht zustandekommt. Da das Schiedsgericht nach 
Artikel 25 für jeden Streitfall neu zu bilden ist, 
versteht es sich von selbst, daß die beiden Regie- 
rungen in einem neuen Fall der Zuziehung eines 
Obmanns nicht daran gebunden sind, für diese Auf- 
gabe denselben Obmann zu berufen, der in einem 
früheren Fall tätig gewesen ist. Hier liegt eine Ab- 
weichung von der Organisation des Schiedsgerichts 
des Vermögensvertrags vor, die sich aus den oben- 
erwähnten andersartigen Gegebenheiten erklärt. Im 
übrigen sind die in den Absätzen 2, 4, 5 und 6 des 
Artikels 25 enthaltenen Bestimmungen über Ein- 
zelheiten der Ernennung und der Stellung der 
Schiedsrichter und des Obmanns den entsprechen- 
den Bestimmungen des Vermögensvertrags nachge- 
bildet. 

Die allgemeine Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
ist in Abs. 1 Satz 1 dahin umschrieben, daß „Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen den beiden Ver- 
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Vertrages, über die keine gütliche Einigung 
erzielt werden kann", durch das Schiedsgericht end- 
gültig entschieden werden. Zur Vermeidung von 
Mißverständnissen über die Abgrenzung dieser um- 
fassenden Kompetenz haben die Vertragsstaaten in 
Ziffer 12 des Schlußprotokolls klargestellt, daß das 
Schiedsgericht nicht eine „Oberinstanz" darstellen 
soll, bei der die Einzelentscheidungen anderer In- 
stanzen nach innerstaatlichem Recht allgemein mit 
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einem zusätzlichen Rechtsmittel angegriffen werden 
können. Da es sich aber andererseits ergeben kann, 
daß auch eine derartige Entscheidung eine Frage 
berührt, die für die Auslegung oder Anwendung 
des Vertrages Bedeutung hat, ist in Satz 2 der 
Ziffer 12 des Schlußprotokolls ausgesprochen, daß 
auch eine Entscheidung innerstaatlicher Instanzen 
in einem Einzelfall zum Anlaß eines Verfahrens 
vor dem Schiedsgericht genommen werden kann. 
Für die Anrufung des Schiedsgerichts genügt nach 
Absatz 1 Satz 1 des Artikels 25 ein einseitiger 
Antrag eines der beiden Vertragsstaaten. Daraus, 
daß die Meinungsverschiedenheiten durch das 
Schiedsgericht, wie es im gleichen Satz heißt, „end- 
gültig entschieden" werden, ergibt sich, daß die 
Entscheidungen für beide Vertragsstaaten bindend 
sind. 

Soweit Artikel 25 keine ausdrücklichen Bestimmun- 
gen enthält, hat das Schiedsgericht nach Absatz 7 


Satz 2 die Befugnis, sein Verfahren selbst zu 
regeln. Bestimmungen über die Kosten des Schieds- 
gerichts enthält Absatz 7 Satz 1. 

F. Zum Teil VI 

Zu Artikel 26: 

Artikel 26 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 27 : 

Nach Artikel 27 bedürfen sowohl das Schlußproto- 
koll als auch die Notenwechsel der Ratifikation. 
Dadurch wird klargestellt, daß auch sie Teil des 
Vertrages sind. Ein entsprechender Hinweis auf die 
Anlagen zum Vertrag war nicht notwendig, da 
darauf im Vertrag selbst schon Bezug genommen 
wird. Einen Monat nach Austausch der Ratifikations- 
urkunden wird der Vertrag in Kraft treten. 


G Bo 15 803 5. ü2 
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